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Zusammenfassung 

Die europäische Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) steht vor einer wichtigen Weichenstellung für ihre längerfristige 
Gestaltung nach 2013. Anlass dafür sind sowohl die Verhandlungen für die neue Finanzperiode 2014 bis 2020, als 
auch das Auslaufen der Verordnung über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raumes (ELER-VO) zum 
Ende des Jahres 2013. 

Der Klimawandel und der Verlust an Biodiversität sind die beiden zentralen Umweltprobleme des 21. Jahrhunderts. 
Die Landwirtschaft, die in den vergangenen Jahrhunderten zur Erhaltung und zur Schaffung neuer Lebensräume für 
viele Arten beigetragen hat, ist durch ihre Intensivierung und Industrialisierung zu einem der Hauptfaktoren der Ge-
fährdung von Biodiversität in Deutschland, Europa aber auch weltweit geworden. Zum Klimawandel trägt die Land-
wirtschaft mit nicht unerheblichen Mengen an Lachgas- und Methanemissionen bei. Insgesamt sind Landnutzungen 
und Landnutzungsänderungen in erheblichem Maße klimarelevant. 

Die landwirtschaftliche Flächennutzung wird auch in Zukunft einen erheblichen Einfluss auf Klima und Biodiversität 
haben. Daher muss die bisherige GAP zu einer ökologisch orientierten Agrarpolitik weiterentwickelt werden, indem 
die Verteilung von finanziellen Mitteln eng an die Bereitstellung öffentlicher Güter gekoppelt wird. Das wichtigste 
öffentliche Gut, das von der Landwirtschaft bereitgestellt werden muss, ist der „Natur- und Umweltschutz“. Dabei 
stellt nach Ansicht des Sachverständigenrats für Umweltfragen (SRU) nicht jede landwirtschaftliche Praxis per se 
öffentliche Güter bereit. Gerade in ökonomisch durchrationalisierten landwirtschaftlichen Betrieben ist die Bereit-
stellung von öffentlichen Gütern mit (Opportunitäts-)Kosten verbunden. Nur Betriebe, die diese Kosten auf sich neh-
men, sollen auch dafür entlohnt werden. Eine solche Umorientierung der Mittel der GAP ist Voraussetzung dafür, dass 
die Landwirtschaft einen stärker positiven Beitrag zum Schutz von Natur und Umwelt leisten kann. 

Daher schlägt der SRU ein Leitbild für die Landwirtschaft vor, das über die reine Produktion von Lebensmitteln und 
die Gewährleistung von Versorgungssicherheit hinausgeht. Dadurch soll erreicht werden, dass die Bewirtschaftung der 
Landschaft verstärkt mit der Wiederherstellung und Sicherung der positiven externen Effekte sowie der Verringerung 
negativer externer Effekte verbunden ist. Der SRU sieht hier vordringlichen Handlungsbedarf in folgenden Bereichen: 

– Die Erfüllung von Mindestanforderungen des Umwelt- und Naturschutzes auch in den intensiv genutzten 
Hochertragsstandorten, 

– die Erhaltung einer extensiven landwirtschaftlichen Produktion mit ihren positiven Effekten für die Artenvielfalt 
und die abiotischen Ressourcen, 

– die Erhaltung bestimmter landwirtschaftlicher Praktiken auf eben wegen dieser Praktiken naturschutzfachlich 
bedeutsamen Flächen, die von der Nutzungsaufgabe bedroht sind. 

Zukünftig muss die GAP so umgestaltet werden, dass sie diesen Zielen gerecht wird. Der SRU schlägt dafür die Ein-
führung von drei Honorierungsformen vor:  

– Eine ökologische Grundprämie, die für die Bereitstellung von 10 % landwirtschaftlicher Nutzfläche als „ökolo-
gische Vorrangflächen“ und für die Erbringung von Mindestleistungen gezahlt wird,  

– Agrarumweltmaßnahmen, die weiterhin gezielt ökologische Anforderungen in den Mitgliedstaaten umsetzen sol-
len, sowie 

– die Förderung von Naturschutzleistungen ohne zwingenden Bezug zur Landwirtschaft durch 
Landschaftspflegemittel. 

Diese Strategie schafft auch neue Einkommensmöglichkeiten für landwirtschaftliche Betriebe, denn eine Honorierung 
des öffentlichen Gutes „Natur- und Umweltschutz“ bietet gerade für Betriebe in benachteiligten Regionen eine zu-
sätzliche Einkommensalternative und Diversifikationsmöglichkeit. Mit seiner Nachfrage nach einem Produkt „Natur- 
und Umweltschutz“ vermittelt der Staat dem Landwirt, dass er es schätzt und honoriert, wenn der Landwirt sich 
bewusst zur Bewahrung dieser Güter entscheidet. So wird der Landwirt nicht als „Subventionsempfänger“ von der 
Gesellschaft wahrgenommen, sondern als Produzent angesprochen, was traditionell seinem Selbstverständnis 
entspricht. 
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Vorwort 

Die europäische Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) steht 
vor wichtigen Weichenstellungen. Nachdem 2008 im 
Rahmen der sogenannten Gesundheitsprüfung (Health 
Check) eine Reihe von kleineren Anpassungen durch-
geführt wurde, beginnt nun die Diskussion über die 
längerfristige Gestaltung der GAP nach 2013. Anlass 
dafür geben nicht nur die Verhandlungen für die neue 
Finanzperiode (Finanzielle Vorausschau 2014 bis 2020), 
sondern auch das Auslaufen der Verordnung über die 
Förderung der Entwicklung des ländlichen Raumes 
(ELER-VO) zum Ende des Jahres 2013. Da die weitere 
Reform der GAP komplexe Diskussionen und Verhand-
lungen zwischen einer Vielzahl von nationalen und euro-
päischen Akteuren erfordert, ist es wichtig, die Debatte 
über die Zukunft der europäischen Agrarpolitik frühzeitig 
zu beginnen. Der Sachverständigenrat für Umweltfragen 
(SRU) setzt sich in dieser Stellungnahme mit der Frage 
auseinander, welche Anforderungen aus Sicht des Um-
welt- und Naturschutzes an eine Reform der europäischen 
Agrarpolitik gestellt werden müssen, und macht Vor-
schläge zur zukünftigen Ausgestaltung der Schwerpunkte 
der GAP. 

Vertragsnaturschutzmaßnahmen und Ausgleichzahlungen 
werden in der Forstwirtschaft bisher nur in sehr geringem 
Umfang angeboten. Deshalb kommen die Beispiele in der 
Stellungnahme aus dem landwirtschaftlichen Bereich; 
doch betont der SRU die Wichtigkeit, entsprechende 
Programme auf Waldgebiete auszuweiten. 

Im Folgenden soll zunächst auf den gegenwärtigen Stand 
der Diskussion eingegangen werden (Kap. 1). Daran 
schließt sich die Position des SRU zur Neugestaltung der 
GAP an (Kap. 2). In Kapitel 3 wird diese im Einzelnen 
begründet. 

1 Die anstehende Reform 
der Gemeinsamen Agrarpolitik 

1. Die jetzt beginnende und sich in den nächsten 
Jahren weiter intensivierende Diskussion um die Zukunft 
der europäischen Agrarpolitik hat zwei eng miteinander 
verknüpfte Dimensionen: die finanzielle und die inhalt-
liche Dimension. Die laufende finanzielle Vorausschau 
endet 2013 und muss durch einen neuen Finanzrahmen 
fortgeschrieben werden. Die Europäische Kommission 
beabsichtigt außerdem, den Haushalt zu reformieren, um 
den politischen Zielen der Europäischen Union (EU) 
besser Rechnung zu tragen und den Prozess der Finanz-
planung flexibler, transparenter und effizienter zu gestal-
ten. Insgesamt ist zu erwarten, dass sich in den Verhand-
lungen viele Akteure dafür einsetzen werden, das Land-
wirtschaftsbudget zu kürzen, um mehr Mittel für andere 
Prioritäten (insbesondere Klimaschutz, Forschung und 
Kohäsionspolitik) zur Verfügung zu haben (Europäische 
Kommission 2008a). 

Bislang ist die GAP einer der größten Posten des EU-
Haushalts: Bis 2013 wird der Anteil der Ausgaben für die 
GAP (ohne ländliche Entwicklung) bei etwa 32 % liegen, 
der Kohäsionspolitik werden 35,7 % zur Verfügung ste-
hen und die Haushaltsmittel für andere Politiken (Wett-
bewerbsfähigkeit, Maßnahmen im Außenbereich und für 
ländliche Entwicklung) werden auf 26 % erhöht werden 
(Europäische Kommission 2007a). Die Finanzierung 
basiert zunehmend auf dem Bruttonationaleinkommen 
(BNE) der Mitgliedstaaten (in 2013: 74 %) und weniger 
als bisher auf traditionellen Eigenmitteln (Zölle und 
Agrarabschöpfungen; in 2013: 12 %) und mehrwert-
steuerbasierten Eigenmitteln (in 2013: 12 %). 

Aufgrund des hohen Anteils der BNE-basierten Mittel 
neigen die Mitgliedstaaten dazu, die EU-Politiken danach 
zu bewerten, wie viel von ihren nationalen Beiträgen 
wieder in ihr Land zurückfließt. Die Frage der Verteilung 
zwischen den Mitgliedstaaten wird daher auch bei der 
Diskussion um die Zukunft der Agrarmittel eine zentrale 
Rolle spielen. Verschärft wird diese Auseinandersetzung 
durch die Erweiterung der EU, die nicht nur zu sinkenden 
Direktzahlungen für die alten Mitgliedstaaten führt, son-
dern auch eine strukturelle Reform der historisch begrün-
deten Verteilungsstrukturen auf die Tagesordnung setzt. 

Die derzeitige Kontroverse um die GAP ist aber nicht nur 
eine Auseinandersetzung um die Verteilung finanzieller 
Mittel, sondern in ihr spiegeln sich auch unterschiedliche 
Vorstellungen über die Ziele und Instrumente europäi-
scher Agrarpolitik wider. Es wird diskutiert, ob die drei 
Bereiche „Entwicklung des ländlichen Raumes“, „Land-
wirtschaftsförderung“ und „Umwelt- und Naturschutz“ 
nicht voneinander gelöst werden sollten. Gleichzeitig 
stellt sich auch die Frage, wo die Gemeinsamkeiten lie-
gen und wo die Grenzen zwischen den politischen Zielen 
der EU und denen der Mitgliedstaaten verlaufen. Welche 
Komponenten des Natur- und welche des Klimaschutzes 
sollen künftig zu welchen Anteilen aus Mitteln der EU 
oder aus Mitteln der Mitgliedstaaten bezahlt werden? 

2. Eine Analyse von Stellungnahmen und 
Strategiepapieren zur Zukunft der GAP zeigt, dass sich 
ein gewisser Konsens über die Notwendigkeit von Re-
formen herausgebildet hat (BMELV 2009a; BMLFUW 
und AIZ 2009; BUREAU und MAHÉ 2005; Council of 
the European Union 2009; Europäische Kommission 
2007b; Alliance Environnement 2007). Zentrale Ansatz-
punkte für Reformen sind: 

– Die europäische Landwirtschaft soll in ihrer Wett-
bewerbsfähigkeit gestärkt werden, damit sie lang-
fristig unabhängiger von staatlicher Unterstützung 
wird, 

– manche der derzeit angewendeten Instrumente (vor 
allem Exportsubventionen und gekoppelte Direkt-
zahlungen) sind nicht nur handelspolitisch problema-
tisch, sondern auch wenig effizient in der Erreichung 
agrarpolitischer Ziele, 
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– die historischen Bemessungsgrundlagen für die 
Direktzahlungen verlieren mit der Zeit immer mehr an 
Legitimität, 

– die GAP sollte vereinfacht werden, um die hohen 
Verwaltungskosten zu senken und die agrarpoliti-
schen Ziele möglichst effizient zu erreichen, 

– öffentliche Gelder sollten in Zukunft stärker anreiz-
orientiert wirken und an die gezielte Bereitstellung 
„öffentlicher Güter“ gebunden sein. 

Sehr kontrovers wird diskutiert, in welchem Umfang der 
Agrarsektor weiterhin unterstützt werden soll, wie viel 
Liberalisierung und Strukturwandel der Landwirtschaft 
zugemutet werden kann, und ob es überhaupt Aufgabe 
der europäischen Agrarpolitik sein soll, einkommens- und 
sozialpolitische Ziele zu verfolgen. Viele Akteure – vor 
allem Vertreter landwirtschaftlicher Interessen, aber auch 
zahlreiche europäische Regierungen – halten die europäi-
schen Direktzahlungen auch in Zukunft für notwendig, 
um das Einkommen von Landwirten zu sichern, einen 
Mindeststandard von Umwelt- und Naturschutz in der 
Fläche sicherzustellen, Lebensqualität in ländlichen 
Räumen zu erhalten und die Versorgungssicherheit zu 
gewährleisten (BMELV 2009a; Ministère de l'Agriculture 
et de la Pêche 2008). Eine beträchtliche Anzahl von Mit-
gliedstaaten, Wissenschaftlern und gesellschaftlichen 
Akteuren fordert dagegen sehr grundlegende Reformen 
ein. Viele teilen die Ansicht, dass entkoppelte Direkt-
zahlungen ohne gesellschaftlich relevante Gegenleistun-
gen nicht mehr legitimierbar sind und mittelfristig abge-
schafft oder zumindest radikal umgestaltet werden sollten 
(Wissenschaftlicher Beirat Agrarpolitik beim Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz 2005; BUREAU und MAHÉ 2005; HM 
Treasury und DEFRA 2005; MinLNV 2008; LUPG 
2009; NABU 2006; WWF 2008). 

Die Frage nach der umwelt- und naturschutzpolitischen 
Leistungsfähigkeit der europäischen Landwirtschaft wird 
nach Ansicht des SRU von den wichtigen agrarpoliti-
schen Akteuren bisher nicht ausreichend gestellt. Ange-
sichts der ungelösten und sich zum Teil verschärfenden 
Umweltprobleme muss die Ausrichtung von Zahlungen 
auf Umweltleistungen das wichtigste Ziel der GAP-
Reform sein: Der Verlust biologischer Vielfalt setzt sich 
in hohem Tempo fort, nicht zuletzt durch die Intensi-

vierung und Industrialisierung der Landwirtschaft. Das 
europäische Ziel, den Verlust an Biodiversität bis 2010 zu 
stoppen, wird nicht erreicht werden (EEA 2009). Auf-
grund der Veränderung der klimatischen Bedingungen 
werden funktionierende, anpassungsfähige Ökosysteme 
für die Landwirtschaft zunehmend wichtiger. Schließlich 
muss auch die Landwirtschaft zukünftig einen Beitrag zur 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen leisten. 

Für diese neue Ausrichtung der GAP gibt es aus Sicht des 
Umwelt- und Naturschutzes keine Alternative, weil im 
Rahmen der europäischen Politik außer LIFE 
(L’Instrument Financier pour l’Environnement – EU-
Programm für Fördermaßnahmen im Umweltbereich) 
keine weiteren Fördermittel zur Verfügung stehen und 
daher die GAP die größte und auch in Bezug auf ihre 
Flächenwirksamkeit relevanteste Finanzierungsmöglich-
keit ist. Auch um das Ausmaß und die Auswirkungen des 
Klimawandels abzumildern, gibt es bislang in Bezug auf 
Landnutzungen keine anderen Möglichkeiten der politi-
schen Instrumentierung. Ziel einer reformierten GAP darf 
es daher nicht nur sein, die europäische Agrarpolitik 
ökonomisch effizient, WTO-konform (WTO – World 
Trade Organisation) und unbürokratisch zu gestalten, 
sondern vor allem eine ökologisch nachhaltige Ausrich-
tung der Landwirtschaft und Landnutzung sicherzustel-
len. 

3. Der aktuelle europäische Agrarhaushalt spiegelt 
die Bedeutung dieser Herausforderungen nicht adäquat 
wider. Vom Gesamtbudget des Agrarhaushalts (2007 bis 
2013; ohne Kofinanzierung und ohne Modulation nach 
Health Check) entfallen gut drei Viertel auf die erste 
Säule (Abb. 1). Die Mittel der ersten Säule kommen den 
Landwirten überwiegend in Form von Direktzahlungen 
zugute. Diese werden auf der Basis tradierter Ansprüche 
gezahlt und lassen ökologische Aspekte außer Acht. Die 
zweite Säule dient der Entwicklung des ländlichen Raums 
und macht knapp 23 % der Mittel des Agrarhaushalts aus. 
Aus diesem Programm werden zahlreiche Maßnahmen 
finanziert, die neben der Wettbewerbsfähigkeit von Land- 
und Forstwirtschaft und der Lebensqualität im ländlichen 
Raum auch der Verbesserung der Umwelt und der Förde-
rung des Landmanagements dienen. Auf die zuletzt ge-
nannte Priorität, die sogenannte 2. Achse, die insbeson-
dere auch Agrarumweltmaßnahmen fördert, entfallen 
etwas über 10 % der Gesamtmittel. 
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Abbildung 1 

Agrarhaushalt der EU 2007-2013 (EU–25) 

 1. Säule

 2. Säule: 1. Achse "Wettbewerbsfähigkeit"

 2. Säule: 2. Achse "Umwelt und Landschaft"

2. Säule: 3. Achse "Diversifizierung und Lebensqualität"   

 2. Säule: Leader + technische Hilfe

2. Säule

1. Säule

 

SRU/Stellungnahme Nr. 14–2009/Abb. 1; 
Datenquelle: Rat der Europäischen Union 2005 (ohne Modulation nach Health Check); 

Euronatur (schriftliche Mitteilung, 24. Januar 2008; ohne Modulation nach Health Check, 
ohne Rumänien und ohne Teile von Spanien, ohne nationale Kofinanzierung) 

 

2 Die Positionierung des 
Sachverständigenrates für 
Umweltfragen: Zahlungen nur für 
öffentliche Leistungen 

4. Der Klimawandel und der Verlust an Biodiversi-
tät sind die zwei zentralen Umweltprobleme des 
21. Jahrhunderts, welche durch die landwirtschaftliche 
Flächennutzung beeinflusst werden. In welchem Ausmaß 
diesbezüglich Schutzmaßnahmen erfolgreich umgesetzt 
werden, wird sich direkt auf die Lebensbedingungen der 
Menschen nicht nur in naher Zukunft, sondern über den 
Zeitraum von Jahrhunderten hinweg auswirken. Während 
der Biodiversitätsverlust bereits – mehr oder weniger 
erfolgreich – in der europäischen Politik berücksichtigt 
wird (Europäische Kommission 2008b), liegt erst seit 
Kurzem ein entsprechendes Konzept zur Anpassung an 
den Klimawandel vor (Europäische Kommission 2009b). 
Wegen der starken Flächenwirkung der GAP müssen 

beide Herausforderungen kohärent in der GAP abgebildet 
werden, um die selbst gesteckten Ziele zu erreichen. 

2.1 Ziele des Umwelt- und Naturschutzes 

5. Ziel der internationalen Biodiversitätspolitik ist 
die signifikante Reduzierung des derzeitigen Verlustes 
biologischer Vielfalt auf globaler, regionaler und natio-
naler Ebene bis zum Jahr 2010 (CBD 2002; 2004). Unter 
dem Titel „Eindämmung des Verlustes der biologischen 
Vielfalt bis zum Jahr 2010 – und darüber hinaus“ hat die 
Europäische Kommission im Mai 2006 eine Überarbei-
tung der europäischen Biodiversitätsstrategie von 1998 
vorgelegt (Europäische Kommission 2006). Grundsätz-
licher und schärfer als das international formulierte Ziel 
der Reduzierung ist dabei das europäische Ziel, den Ver-
lust an Biodiversität bis zum Jahr 2010 zu stoppen („Hal-
ting the loss of biodiversity by 2010“, Göteborg-Gipfel 
2001). Dieses selbstgesetzte Ziel wird nicht erreicht wer-
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den (Europäische Kommission 2009c; Deutscher 
Bundestag 2009). 

Ohne einen stärkeren in-situ-Schutz (Schutz vor Ort, in 
der Natur) der Biodiversität in Deutschland und Europa 
wird dieses Ziel auch in Zukunft nicht zu erreichen sein. 
Hier kommt der Landwirtschaft eine besondere Bedeu-
tung zu, denn in Europa werden etwa 42 % der Fläche 
landwirtschaftlich genutzt. Ziele der deutschen Biodiver-
sitätsstrategie sind – bezogen auf die Landwirtschaft – 
eine deutliche Erhöhung der Biodiversität in Agrar-
ökosystemen, eine Erhöhung des Flächenanteils natur-
schutzfachlich wertvoller Agrarbiotope (z. B. hochwerti-
ges Grünland, Streuobstwiesen) und naturnaher Land-
schaftselemente (z. B. Hecken, Raine, Feldgehölze, 
Kleingewässer), die Sicherung bzw. Zunahme von für die 
agrarisch genutzten Kulturlandschaften typischen wild-
lebenden Arten sowie die Sicherung der biologischen 
Vielfalt gegenüber Bedrohungen ausgehend von gentech-
nisch veränderten Organismen. 

Um die Folgen des Klimawandels abzuschwächen, ist es 
wichtig, auf alle Systemkomponenten einzuwirken 
(Europäische Kommission 2009b). Eine naturschutz-
konforme Landnutzung senkt deren Empfindlichkeit 
gegenüber dem Klimawandel und verbessert den Wasser-
haushalt und die Nährstoffzyklen terrestrischer Ökosys-
teme (FREIBAUER et al. 2009; DISTER und 
HENRICHFREISE 2009). 

Im Rahmen des Kyoto-Protokolls müssen auch Wirt-
schaftszweige wie die Landwirtschaft, die nicht unter den 
Emissionshandel fallen, ihre Emissionen senken. Deshalb 
sollten zukünftig insbesondere Landnutzungen in der 
Land- und Forstwirtschaft gefördert werden, die gleich-
zeitig dem Klimaschutz dienen. Wälder und Moore be-
herbergen weltweit und auch in Europa die größten Koh-
lenstoffvorräte pro Hektar. Diese Ökosysteme sollten 
daher prioritäres Ziel von Schutzmaßnahmen sein 
(FREIBAUER et al. 2009; VOHLAND et al. 2008; SRU 
2008, Kap. 3.7). 

6. Somit muss sich die Landwirtschaft heute einem 
breiteren und deutlich veränderten Aufgabenspektrum 
stellen, das auch ökologische Aspekte und Umwelt-
dienstleistungen wie Artenvielfalt, Bodenfruchtbarkeit, 
Bindung von Kohlenstoff, Hochwasserschutz, Wasser-
qualität sowie soziale und kulturelle Gesichtspunkte 
(Arbeitsplätze, Erholung etc.) umfasst. Daher schlägt der 
SRU ein Leitbild für die Landwirtschaft vor, das über die 
reine Produktion von Lebensmitteln und die Gewähr-
leistung von Versorgungssicherheit hinausgeht. Erreicht 
werden soll, dass die Bewirtschaftung der Landschaft 
verstärkt mit der Wiederherstellung und Sicherung der 
positiven externen Effekte sowie der Verringerung nega-
tiver externer Effekte verbunden ist. Der SRU sieht hier 
vordringlichen Handlungsbedarf in folgenden Bereichen: 

– Die Erfüllung von Mindestanforderungen des Um-
welt- und Naturschutzes auch in den intensiv genutz-
ten Hochertragsstandorten, 

– die Erhaltung einer extensiven landwirtschaftlichen 
Produktion mit ihren positiven Effekten für die Ar-
tenvielfalt und die abiotischen Ressourcen, 

– die Erhaltung bestimmter landwirtschaftlicher Prak-
tiken auf eben wegen dieser Praktiken naturschutz-
fachlich bedeutsamen Flächen, die von der Nutzungs-
aufgabe bedroht sind. 

Zukünftig muss die GAP so umgestaltet werden, dass sie 
diesen Zielen gerecht wird. Angesichts einer Reihe von 
negativen Umwelteffekten, die von gängigen landwirt-
schaftlichen Praktiken ausgehen, muss dies zum einen 
mit ordnungsrechtlichen Mitteln (oder auch Abgaben und 
Zertifikaten) geschehen, die nicht Gegenstand dieser 
Stellungnahme sind. Zum anderen sollen aber positive 
externe Effekte, die von einer entsprechenden Land-
nutzung ausgehen, auch honoriert werden. 

Bei gleichzeitigem Verzicht auf rein einkommens-
wirksame Zahlungen müssen Zahlungen an die Landwirt-
schaft künftig an die Bereitstellung von Leistungen für 
die Allgemeinheit gebunden werden, die nicht bereits 
vom Markt entgolten werden: Die Bereitstellung von 
„öffentlichen Gütern“ (vgl. Kap. 3.3) stellt heute die 
einzige Legitimation für Zahlungen der Gesellschaft an 
die Landwirtschaft dar. Hierbei handelt es sich vor allem 
um Umwelt- und Naturschutzleistungen, Teilaspekte der 
Vitalität ländlicher Räume in einigen Regionen Europas 
sowie um einige kulturelle Leistungen. Für die Aufrecht-
erhaltung der Produktion als ein Mittel zur Sicherung der 
Versorgung auch in Notsituationen sollte die Landwirt-
schaft nicht mit öffentlichen Mitteln honoriert werden, da 
diese über andere Instrumente besser zu gewährleisten ist 
(vgl. Tz. 24). 

Zudem bleibt festzuhalten, dass nicht jeder landwirt-
schaftliche Betrieb positive Effekte verursacht. Für die 
Aufrechterhaltung der Vitalität ländlicher Räume sind 
auch heute schon in vielen Gebieten andere Wirtschafts-
sektoren wichtiger als die Landwirtschaft, sodass auch 
dieses Argument eine flächendeckende Förderung nicht 
rechtfertigen kann. Gerade im Umweltbereich ist die 
Bereitstellung von öffentlichen Gütern für ökonomisch 
voll durchrationalisierte Betriebe in aller Regel mit 
Opportunitätskosten verbunden und unterbleibt deshalb 
ohne zusätzliche Anreize. Diese Anreize flächendeckend 
zu setzen, sollte aber eine der zentralen Aufgaben einer 
zukünftigen GAP sein. 

2.2 Aufbau eines Honorierungssystems 
für öffentliche Güter aus landwirt-
schaftlicher Bewirtschaftung 

7. Der SRU schlägt vor, drei Honorierungsformen 
einzuführen: eine ökologische Grundprämie, die für die 

 7



SRU-Stellungnahme Nr. 14 

Erbringung von Mindestleistungen gezahlt wird, Agrar-
umweltmaßnahmen, die weiter gezielt ökologischen 
Anforderungen in den Mitgliedstaaten gerecht werden 
sollen, sowie die Förderung von Naturschutzleistungen 
ohne zwingenden Bezug zur Landwirtschaft durch Land-
schaftspflegemittel. 

Ökologische Grundprämie 

8. Ziel der ökologischen Grundprämie ist es, eine 
flächendeckende Erbringung von Mindestleistungen für 
den Umwelt- und Naturschutz sicherzustellen. Damit dies 
erreicht werden kann, muss die Prämie leicht adminis-
trierbar und der Prämienantrag für die Landwirte mit 
relativ geringem Verwaltungsaufwand verbunden sein. Es 
werden nicht alle Landwirte öffentliche Güter bereit-
stellen, sodass auch nicht alle Landwirte eine ökologische 
Grundprämie erhalten werden. Dennoch sollte es Ziel der 
Maßnahme sein, in allen Regionen der EU (auch in den 
Hochertragsregionen) eine genügend große Anzahl von 
Landwirten zur Teilnahme zu bewegen. Um einen mög-
lichst großen Erfolg mit den eingesetzten Mitteln zu 
erzielen und Mitnahmeeffekte gering zu halten, müssen 
die Prämiensätze deshalb orientiert an den Kosten der 
Landwirte (inklusive der Opportunitätskosten) regional 
variieren. 

Für solche Leistungen, die ein Recht auf eine ökologische 
Grundprämie begründen können, sieht der SRU folgende 
Ansatzpunkte: 

– Nur Landwirte, die 10 % ihrer landwirtschaftlichen 
Nutzfläche als „ökologische Vorrangflächen“ bereit-
stellen, auf denen ökologisch negative Bewirtschaf-
tungsmaßnamen unterbleiben, sollen für eine solche 
ökologische Grundprämie infrage kommen. Wie von 
OPPERMANN (2009, S. 10) gezeigt, kann dies – 
gerade auch im Hinblick auf den zusätzlichen Druck 
durch den Klimawandel – ein wichtiger Schritt zur 
Gewährleistung einer hohen Biodiversität in allen 
Landschaften Deutschlands sein. Um eine Anpassung 
an regionale Gegebenheiten zu gewährleisten, kann 
sich der SRU vorstellen, dass die Mitgliedsländer 
einen Katalog von potenziellen „ökologischen Vor-
rangflächen“ wie zum Beispiel Hecken, Buntbrachen, 
Ackerschonstreifen, Blühflächen oder Blühstreifen 
oder minimal gedüngte Wiesen und Weiden für ihre 
spezifische Region festlegen. Auch Flächen der 
Agrarumweltmaßnahmen könnten als „ökologische 
Vorrangfläche“ gelten. 

– Zusätzliche Voraussetzung für den Erhalt der Grund-
prämie ist die Einhaltung von Mindeststandards, die 
die Erhaltung der Flächen in einem guten landwirt-
schaftlichen und ökologischen Zustand sicherstellen. 
Dazu zählen die Vermeidung von Erosion, die Erhal-
tung organischer Substanz im Boden und der Schutz 
der Bodenstruktur, die Instandhaltung nicht mehr 
landwirtschaftlich genutzter Flächen, die Erhaltung 
von Landschaftselementen sowie die Einhaltung einer 

dreigliedrigen Fruchtfolge. Konkrete Standards kön-
nen sich beispielsweise an bestehenden Vorschlägen 
zur Weiterentwicklung der Agrarpolitik orientieren 
(OPPERMANN 2009). Diese Bedingungen müssen 
im Gesamtbetrieb eingehalten werden, damit ein 
Zahlungsanspruch auf eine Grundprämie je Hektar 
besteht. 

– Ausgehend von der Überlegung, dass die Erhaltung 
von ökologisch bedeutsamem Dauergrünland in aller 
Regel positive externe Effekte hervorruft, ist zu erwä-
gen, für dieses Dauergrünland einen Aufschlag auf 
den regionalen Vergütungssatz der ökologischen 
Grundprämie zu zahlen. Ähnlich lässt sich auch für 
Flächen des ökologischen Landbaus argumentieren. 

Agrarumweltmaßnahmen 

9. Punktuelle Maßnahmen, die in etwa den heuti-
gen Agrarumweltprogrammen und einem großen Teil des 
jetzigen Vertragsnaturschutzes entsprechen, ergänzen die 
oben angegebenen Mindestleistungen. Agrarumweltmaß-
nahmen können auch mit ökologischen Vorrangflächen 
kombiniert werden und so differenziertere Umwelt- und 
Naturschutzziele erreichen. Dies betrifft insbesondere den 
wirksamen Schutz von Mooren, Grünlandstandorten, 
Flussauen und Berg- und Küstenregionen. Vorrangiges 
Ziel ist die Umsetzung der Fauna-Flora-Habitat-Richt-
linie (FFH-RL) und der Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL). Agrarumweltmaßnahmen sollten außerdem den 
Zielen der nationalen Biodiversitätsstrategien angepasst 
werden. Eine Weiterentwicklung der Agrarumweltmaß-
nahmen ist insbesondere hinsichtlich des Klimaschutzes 
notwendig. 

Landschaftspflegemittel 

10. Mit Landschaftspflegemitteln soll der Umwelt- 
und Naturschutz direkt gefördert werden. Sie sollen vor-
rangig auf Flächen eingesetzt werden, die ökonomisch 
wenig ertragreich sind, sodass hier eine Aufgabe der 
Produktion droht, die aus naturschutzfachlicher Sicht 
negativ zu beurteilen wäre. Diese Mittel sollen aber auch 
immer dann einsetzbar sein, wenn aus naturschutzfach-
licher Sicht eine Änderung der Produktion erforderlich 
ist, die eine ökonomisch rentable Nutzung der Flächen 
unmöglich macht. Das Instrument der Landschafts-
pflegemittel weist über die GAP im engeren Sinne hin-
aus, da Naturschutzziele ganz im Vordergrund der 
Flächenbewirtschaftung stehen. Die Erzeugung landwirt-
schaftlicher Produkte wäre nur Nebeneffekt der Bewirt-
schaftung und würde nur erfolgen, wenn dies für die 
Naturschutzziele oder die gewünschte Erhaltung der 
Kulturlandschaft günstiger ist, wie es zum Beispiel bei 
bestimmten extensiven Formen der Weidehaltung der 
Fall sein dürfte. Eine Kollision mit WTO-Vorgaben ist 
daher nicht zu erwarten. Das ist unter anderem auch des-
halb wichtig, weil die notwendigen Zahlungen je Hektar 
gerade hier durchaus höher ausfallen können als dies 
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heute bei Agrarumweltmaßnahmen der Fall ist. Land-
schaftspflegemittel müssen investive Maßnahmen 
genauso wie die Vereinbarung von Pflegeverträgen er-
möglichen. 

2.3 Finanzierung des 
Honorierungssystems 

11. Die von der EU unterzeichneten internationalen 
Abkommen wie das Übereinkommen über die biolo-
gische Vielfalt und die Klimarahmenkonvention weisen 
der EU eine Mitverantwortung für die Finanzierung von 
Umwelt- und Naturschutz auf der Fläche zu. Der SRU 
wendet sich daher gegen eine Renationalisierung der 
Finanzierung von Umwelt- und Naturschutzleistungen 
der Landwirtschaft. 

Ein hoher Kofinanzierungsanteil bedeutet immer auch, 
dass die Durchführung von Maßnahmen an die finanziel-
len Möglichkeiten und Prioritäten der Mitgliedstaaten 
gebunden ist. Aus diesem Grund schlägt der SRU vor, 
dass zum einen die ökologische Grundprämie inklusive 
möglicher Aufschläge (Abschn. 3.3.1) und zum anderen 
die zukünftig umfangreicheren Mittel für Agrarumwelt-
maßnahmen (Abschn. 3.3.2) und Landschaftspflegemittel 
(Abschn. 3.3.3) vollständig von der EU finanziert wer-
den, sofern diese dazu dienen EU-Anforderungen zu 
erfüllen. Dadurch werden einerseits die flächendeckenden 
ökologischen Mindestanforderungen abgesichert. Ande-
rerseits werden die von der EU eingeforderten Maß-
nahmen zur Umsetzung der europäischen und der natio-
nalen Biodiversitätsstrategien durch das Schutzgebiets-
system Natura 2000 in der Land- und Forstwirtschaft und 
die erforderlichen Beiträge zu den Zielen der WRRL und 
des Kyoto-Protokolls zur Begrenzung des Klimawandels 
geleistet. Alle anderen Maßnahmen, die dem Umwelt- 
und Naturschutz dienen, sollten weiterhin in Kofinanzie-
rung erfolgen. Allerdings erscheint es sinnvoll, den Grad 
der Kofinanzierung an die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit der Mitgliedstaaten zu binden. 

Weitere Abweichungen von der Kofinanzierung müssen 
eventuell dann in Erwägung gezogen werden, wenn ein 
Land überproportional viel Fläche hat, die von hoher 
naturschutzfachlicher Bedeutung für die EU ist, da diese 
Fläche über die Mindestanforderungen nicht geschützt 
werden kann. Das ist für Maßnahmen zur Erhaltung der 
Kulturlandschaft zweckmäßig, weil diese Ziele mit dem 

Ordnungsrecht allein nicht zu erreichen sind, wenn die 
Fläche aus der Produktion genommen wird. Das Gleiche 
gilt für Landschaftspflegemittel, die gezahlt werden, um 
Klimaschutzziele zu fördern, wie zum Beispiel die spe-
zielle Bewirtschaftung von Mooren. 

2.4 Fazit 

12. Die bisherige GAP muss zu einer ökologisch 
orientierten Agrarpolitik weiterentwickelt werden. Dies 
erfordert, dass ein Großteil der Mittel, die bisher im 
Agrarbudget sind, weiterhin der Landwirtschaft zugute-
kommen. Allerdings darf die Verteilung der Mittel nicht 
wie bisher hauptsächlich aus Einkommensgesichts-
punkten erfolgen, sondern muss eng an die Bereitstellung 
öffentlicher Güter gekoppelt werden. Dabei stellt nach 
Ansicht des SRU nicht jede landwirtschaftliche Praxis per 
se öffentliche Güter bereit, denn gerade in ökonomisch 
durchrationalisierten landwirtschaftlichen Betrieben ist 
die Bereitstellung von öffentlichen Gütern mit (Opportu-
nitäts-)Kosten verbunden. Nur Betriebe, die diese Kosten 
auf sich nehmen, sollen auch dafür entlohnt werden. Eine 
solche Umorientierung der Mittel ist Voraussetzung da-
für, dass die Landwirtschaft einen stärker positiven Bei-
trag zum Schutz von Natur und Umwelt leisten kann. Die 
Gesamtheit der Maßnahmen muss so ausgestattet sein, 
dass die zurzeit aus Umwelt- und Naturschutzsicht nega-
tiven Tendenzen in der Landbewirtschaftung gestoppt 
werden können. Vor allem muss einer weniger intensiven 
Bewirtschaftungsweise mit ihren positiven Wirkungen 
auf Umwelt- und Naturschutzziele die Überlebensfähig-
keit garantiert werden. Letzteres gilt insbesondere in den 
Regionen, die als Niedrigertragsstandorte bezeichnet 
werden können und in denen traditionell noch natur-
verträgliche Bewirtschaftungsweisen erhalten wurden, die 
es vor dem Verschwinden zu retten gilt. 

Es wird nicht möglich sein, alle gesellschaftlichen Anfor-
derungen an die Landwirtschaft über Honorierungen zu 
erreichen. Deshalb ist es notwendig, die Einhaltung be-
stehender Umwelt- und Naturschutzgesetze, die derzeit 
über die Cross Compliance abgesichert werden, ander-
weitig sicherzustellen. Dazu muss der Vollzug des EU-
Rechts und der nationalen Gesetzgebungen gestärkt wer-
den. Tabelle 1 fasst den Vorschlag des SRU zusammen. 
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Tabel le 1 

Der SRU-Vorschlag für eine zeitgemäße Gemeinsame Agrarpolitik 

– Keine Zahlungen ohne öffentliche Leistungen 

– Ordnungsrecht entkoppelt von Zahlungen 

– Flächendeckender Mindestanteil ökologischer Vorrangfläche durch Grundprämie gesichert 

– Deutliche Aufstockung der Mittel für Agrarumweltmaßnahmen/Vertragsnaturschutz 

– Gezielte Zahlungen für die Erhaltung ökologisch wertvoller Kulturlandschaft 

SRU/Stellungnahme Nr. 14–2009/Tab. 1 

Die Vorschläge des SRU bieten aufgrund der erhöhten 
ökologischen Grundprämie für Grünland gerade für 
Betriebe in benachteiligten Regionen eine zusätzliche 
Einkommensalternative und Diversifikationsmöglichkeit, 
bei der der Landwirt nicht mit Produzenten mit ganz 
unterschiedlichen Wettbewerbsvor- und -nachteilen wett-
eifern muss. In Regionen, die bei einer fortschreitenden 
Liberalisierung der Agrarpolitik vom Brachfallen bedroht 
sind, bietet ein System, das Landschaftspflege entgilt, 
eine gute und womöglich in Zukunft die einzige Ein-
kommensalternative für Landwirte. 

3 Begründung 

3.1 Die heutige Landwirtschaft hat in 
vielen Regionen negative Auswir-
kungen auf Umwelt und Natur 

13. Die Landwirtschaft, die in den vergangenen 
Jahrhunderten zur Erhaltung und sogar zur Schaffung 
neuer Lebensräume für viele Arten beigetragen hat 
(DELCOURT und DELCOURT 1988; WINGENDER 
et al. 2002), ist durch ihre Intensivierung und Industriali-
sierung zu einem der Hauptfaktoren der Gefährdung von 
Biodiversität in Deutschland und Europa aber auch welt-
weit geworden. KORSCH und WESTHUS (2004) zeig-
ten beispielsweise für Thüringen, dass die Pflanzenarten-
vielfalt deutlich unter der Hälfte der heutigen liegen 
würde, wenn unsere Landschaft durchgängig intensiv 
genutzt worden wäre. Besondere Probleme bereiten nach 
wie vor die überhöhten Nährstoffeinträge in empfindliche 
terrestrische, aquatische und marine Ökosysteme und die 
damit verbundene Änderung des Artenspektrums und 
-bestandes. Der stark zunehmende Grünlandumbruch mit 
seinen negativen Auswirkungen auf den Wasserhaushalt 
und die Flora und Fauna sowie die Freisetzung von 
Treibhausgasen stellt ebenso eine erhebliche Gefährdung 
dar wie der wachsende Nutzungsdruck auf Waldökosys-
teme. Schließlich sind die geringe Schutzgebietsgröße 
und der mangelnde Biotopvernetzungsgrad in den inten-

siv genutzten strukturarmen Landschaften Europas wei-
tere essenzielle Probleme (KETTUNEN et al. 2007; 
BECK et al. 2006; SRU 2008, Kap. 5; Millennium Eco-
system Assessment 2005). 

Terrestrische Ökosysteme und Arten 

14. Von den in der FFH-RL identifizierten natür-
lichen Lebensräumen von gemeinschaftlichem Interesse, 
für deren Erhaltung besondere Schutzgebiete ausgewie-
sen werden müssen (Anhang I – Lebensräume der FFH-
RL), befinden sich zwischen 40 und 85 % in einem un-
günstigen Erhaltungszustand. Das heißt, ihr Umfang und 
ihre Qualität nehmen ab oder entsprechen nicht den spe-
zifischen Standards. Auch sind zwischen 40 und 70 % der 
terrestrischen und der Süßwasserarten der FFH-RL 
(Anhang II, IV und V) in ungünstigem Erhaltungszustand 
(EEA 2009; Europäische Kommission 2009c). Beim 
Vergleich der Bewertungsergebnisse verschiedener 
Landnutzungsformen zeigt sich, dass der Erhaltungs-
zustand landwirtschaftlich geprägter Lebensraumtypen 
mit nur 7 % günstigen Bewertungen in der Regel 
schlechter ist als der Erhaltungszustand „nicht landwirt-
schaftlich geprägter“ Lebensraumtypen (21 %; Europäi-
sche Kommission 2009c). Der Gesamterhaltungszustand 
von Grünland – überwiegend durch traditionelle Land-
bewirtschaftungsformen geprägt – ist besonders schlecht 
und Grünlandlebensräume verschwinden nach und nach. 

Weitere Beispiele, die einen Negativ-Trend auf der land-
wirtschaftlichen Fläche belegen, sind der generelle Rück-
gang der Pflanzendiversität in Korrelation zum Stick-
stoffgehalt des Bodens (KLEIJN et al. 2009) und die 
Abnahme der Individuenzahl der auf Feldern und Wiesen 
lebenden Vogelarten in den vergangenen 25 Jahren um 
44 %. Demgegenüber betrug der Rückgang der Wald-
vogelarten nur 9 % und der der allgemein verbreiteten 
Vogelarten nur 14 % (EBCC 2007; 2008). Europäische 
Schmetterlingspopulationen, die an das Vorkommen von 
Grünland gebunden sind, sind seit 1990 um 60 % zurück-
gegangen und ein Abflachen des Trends ist nicht in Sicht. 
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Süßwasserökosysteme Hauptursachen sind die Intensivierung bzw. der Umbruch 
von Grünland (EEA 2009). 

Die zunehmende Intensivierung der Landwirtschaft ist 
die am häufigsten genannte Ursache für die Gefährdung 
von Tierartengruppen in Deutschland (mit 53 % landwirt-
schaftlich genutzter Fläche) (GÜNTHER et al. 2005; BfN 
2008). Der Nachhaltigkeitsindikator für die Artenvielfalt 
(„Vogelindikator“) erreichte im letzten Berichtsjahr 
(2006) circa 70 % des für das Jahr 2015 angestrebten 
Zielwertes; dagegen erreichte der Teilindikator „Vögel 
der Agrarlandschaft“ nur 67 % des Zielwertes 
(SUDFELDT et al. 2008). Der Verlust von Grünland, das 
heute zumeist weniger rentabel als Ackerland ist, bedroht 
auf Grünland angewiesene Vogelarten, seien es nun 
Wiesenbrüter oder Zugvögel. Knapp ein Drittel der land-
wirtschaftlichen Fläche in Deutschland besteht noch aus 
Grünland. In den letzten fünfzig Jahren wurden allein in 
den alten Bundesländern mehr als 3 Mio. ha (etwa 21 % 
der landwirtschaftlichen Fläche) natürliches (= nicht 
eingesätes) Grünland umgebrochen und zu Ackerflächen 
gemacht, in den neuen Bundesländern lag der Anteil des 
Grünlandumbruchs noch höher (BRANDT 2004). Nach 
Angaben des Bundesamtes für Naturschutz (BfN) betrug 
der Verlust an Dauergrünlandfläche (nach Verordnung 
(EG) Nr. 1782/2003) in den Jahren 2003 bis 2008 insge-
samt circa 4 % in Deutschland (BfN 2009a). 

Agrobiodiversität 

15. Auch die Vielfalt der genutzten Tiere und Pflan-
zen (Teil der sogenannten Agrobiodiversität) ist global in 
den letzten einhundert Jahren um 75 % zurückgegangen. 
So basiert die Welternährung heute im Wesentlichen auf 
zehn Kulturpflanzenarten. Der weitaus größte Teil bleibt 
„unternutzt“. Ähnliches gilt für die Tierarten. In den 
vergangenen Jahren sind weltweit fast 700 der 7.616 
anerkannten Nutztierrassen ausgestorben, davon in den 
letzten sieben Jahren rund 9 %. Rund ein Fünftel aller 
Nutztierrassen gilt nach Einschätzungen der FAO (Food 
and Agriculture Organization) als gefährdet, und auch die 
genetische Diversität innerhalb von Rassen und Linien 
nimmt ab. In Deutschland existieren heute zum Beispiel 
nur noch 5 von ehemals mindestens 35 einheimischen 
Rinderrassen (Deutscher Bundestag 2007). 

Der Verlust genetischer Ressourcen in der Landwirtschaft 
hat im Wesentlichen wirtschaftliche Gründe. Die Tier-
zucht war in den letzten Jahrzehnten primär auf zwei 
Ziele ausgerichtet: Steigerung des Leistungsprofils von 
Nutztieren sowie die Erhöhung ihrer Vermehrungsrate. 
Erst in der jüngsten Vergangenheit wurden dabei außer 
der reinen Leistungssteigerung auch Merkmale wie 
Gesundheit, Tierverhalten und Produktqualität in die 
Zuchtzieldefinition einbezogen. Mehr Agrobiodiversität 
kann nur durch die gezielte Förderung der Erhaltung 
gefährdeter Populationen durch die Gesellschaft und den 
Staat erreicht werden (IÖW et al. 2004). 

16. Auch auf Gewässer hat die Landwirtschaft nega-
tive Auswirkungen. Nach der WRRL sollen alle europäi-
schen Gewässer bis zum Jahre 2015 sowohl den guten 
chemischen als auch den guten ökologischen Zustand 
erreicht haben. Die Grundwasserrichtlinie gibt vor, dass 
die Nitratkonzentration aller Grundwasserkörper bis 2013 
nicht mehr als 50 mg/l betragen darf. Diffuse Nährstoff-
einträge, hauptsächlich aus der Landwirtschaft in den 
Boden eingetragen, stellen nach wie vor eine der Haupt-
belastungen der Gewässer in Europa dar. Ein wichtiger 
Indikator hierfür sind die Stickstoffüberschüsse, die in 
der EU erheblich schwanken und von 37 kg N/ha in 
Italien bis zu 226 kg N/ha in den Niederlanden reichen. 
Zwar sind die Stickstoffüberschüsse in der EU-15 in den 
letzten Jahren zurückgegangen (Europäische Kommission 
2007c), doch lassen sich in einzelnen Ländern auch ge-
genläufige Trends beobachten. So sind zum Beispiel die 
Stickstoffüberschüsse in Spanien und Irland seit 1990 um 
47 % bzw. 22 % gestiegen. In den neuen Mitgliedstaaten 
(EU-10) kam es seit 1999 zu einer Steigerung der Über-
schüsse um 17 %; mit einer weiteren Steigerung wird 
gerechnet. Die landwirtschaftliche Nutzung ist gegen-
wärtig in Deutschland mit mehr als 61 % der 
Gesamtstickstoffemissionen in Gewässern der größte 
Verursacher nachgewiesener Stickstoffbelastungen (UBA 
2008). 

Bei den weiteren Stoffeinträgen sind primär Phosphate 
aus der Düngung in von Erosion betroffenen Gebieten zu 
nennen. Insbesondere in südeuropäischen Ländern be-
lastet zudem die starke Nutzung des Wassers durch die 
Landwirtschaft den Wasserhaushalt und führt vielerorts 
zur Absenkungen des Grundwasserspiegels 
(SONNENBERG et al. 2009). Die Entwässerung bei-
spielsweise von Mooren und Feuchtwiesen, wie sie 
besonders intensiv in den Niederlanden und Belgien 
betrieben wird, hat ebenfalls Einfluss auf die Wasser-
qualität, die Hydrologie (HERBKE et al. 2006) und auch 
auf das Klima. 

Meeresökosysteme 

17. Selbst für die Meere ist die Landwirtschaft ein 
wesentlicher, schädlicher Einflussfaktor. Die im Rahmen 
der internationalen Meeresumweltschutz-Konventionen 
zum Schutz des Nordost-Atlantiks (OSPAR) und des 
Ostseeraums (HELCOM) durchgeführten Erhebungen 
zeigen sehr deutlich, dass Nährstoffeinträge aus diffusen 
Quellen – insbesondere Nitrate – und somit primär aus 
der Landwirtschaft immer noch ein erhebliches Problem 
darstellen. Das betrifft im Besonderen die südlichen 
Küstengewässer der Nordsee (SKOGEN und 
MATHISEN 2009) und die gesamte Ostsee. Etwa 75 % 
der Nitrateinträge und 95 % der Phosphateinträge gelan-
gen über die Flüsse in die Ostsee (OSPAR Commission 
2008; HELCOM 2009). Von diesen stammen 58 % der 
Stickstoffeinträge und 49 % der Phosphateinträge aus 
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diffusen Quellen und damit primär aus der Land- und 
Forstwirtschaft (HELCOM 2007). 

Klimaschutz 

18. Die Landwirtschaft trägt mit nicht unerheblichen 
Mengen an Lachgas- und Methanemissionen zum 
Klimawandel bei. Weltweit wird im Jahr 2005 der Anteil 
der Landwirtschaft an den gesamten anthropogenen 
Treibhausgas-Emissionen auf 10 bis 12 % geschätzt 
(SMITH et al. 2007). Die Landwirtschaft in Deutschland 
ist an den nationalen Treibhausgas-Emissionen mit insge-
samt rund 128 Mio. t CO2-Äquivalenten jährlich bzw. 
13 % beteiligt (6 % bei Kohlendioxid, 48 % bei Methan, 
80 % bei Lachgas), davon stammten 77 % aus der 
Wiederkäuerverdauung (Methan) und aus der ackerbau-
lichen Nutzung (Kohlendioxid und Lachgas) (BMELV 
2006). Zusätzlich werden durch die Landnutzung und 
Landnutzungsänderungen erhebliche Mengen an Kohlen-
dioxid freigesetzt. Mit der Umwandlung von Wäldern in 
Ackerland oder Weiden, dem Umbruch von Grünland-
flächen oder der Entwässerung von Niedermoorböden ist 
nicht nur ein Verlust an oberirdischer Biomasse verbun-
den, sondern auch ein Humusabbau. Beide Vorgänge 
führen zu erheblichen Kohlenstoffverlusten. 

Trend 

19. Wenn die Marktorientierung der Landwirtschaft 
ohne die Errichtung ökologischer Leitplanken weiter 
voranschreitet, dann ist die Verstärkung der bereits beste-
henden Trends zu erwarten. Die stärkere Rationalisierung 
der Landwirtschaft, der Verlust kleinräumiger Strukturen 
durch die Entwicklung hin zu größeren Schlägen mit 
sinkendem Fruchtartenwechsel, verstärktem Einsatz gro-
ßer Landmaschinen und intensivem Dünger- und Pesti-
zideinsatz und der Ausbau der industriellen Massentier-
haltung geht einher mit Belastungen der Luft sowie 
schleichender Kontaminierung von Boden und Grund-
wasser und einem weiteren Rückgang der Agrobiodiver-
sität. 

Die Gründe für den Verlust des Grünlandes, dessen Nut-
zung derzeit vielfach nicht wirtschaftlich ist, werden auch 
in näherer Zukunft bestehen. Dies trifft in besonderer 
Weise für naturschutzfachlich wertvolles extensives oder 
mesotrophes Grünland zu (BfN 2009b). Sowohl die In-
tensivierung der Grünlandnutzung hin zu Verfahren mit 
häufigem Pflegeumbruch als auch der sich aktuell ver-
stärkende Grünlandumbruch für die ackerbauliche Nut-
zung führen zum einen dazu, dass aus dem Boden als 
Kohlenstoffspeicher eine klimarelevante Kohlendioxid-
quelle wird. Zum anderen geht mit dem Grünland-
umbruch der Verlust vieler weiterer Funktionen wie 
Erosionsschutz, Grundwasserschutz, Erhaltung wertvoller 
Habitate und Erholungsqualitäten einher. 

Die Monotonisierung der Landwirtschaft durch Intensi-
vierung der Nutzung hat zur Folge, dass durch einen 
Rückgang an Rückzugsräumen wie Saumstrukturen und 

Brachen die Regeneration und Reproduktion von typi-
schen Arten des Offenlandes gestört wird. Negative 
Auswirkungen manifestieren sich in gestörten Reproduk-
tionszyklen der Begleitflora und -fauna und nachfolgen-
dem Bestands- und Artenrückgang, erhöhten Belastungen 
durch Dünge- und Pestizideinsätze, Bodendegradation 
und Überbeanspruchung des Wasserhaushalts (DOYLE 
et al. 2007). Einen weiteren wichtigen Trend, der die 
Intensität der Landnutzung zukünftig wesentlich beein-
flussen wird, stellt die Nachfrage nach Biomasse zur 
Energieerzeugung dar (HOLLÄNDER et al. 2008). 

Diese Trends wurden durch die nicht an den Natur- und 
Umweltschutz gebundenen Direktzahlungen der bisheri-
gen ersten Säule in keiner Weise gebremst, sondern eher 
noch unterstützt (BOCCACCIO et al. 2009). Auch die 
Zahlungen für Umweltschutz in der bisherigen zweiten 
Säule (Entwicklung des ländlichen Raums – ELER) 
haben aufgrund ihres geringen Anteils am Agrarbudget 
diesen Trend nicht aufhalten können. Eine radikale Um-
orientierung der Agrarpolitik ist deshalb vonnöten. 

Die umweltpolitischen Ziele und Vorgaben des Art. 174 
EG-Vertrag müssen gemäß der sogenannten Quer-
schnitts- bzw. Integrationsklausel des Art. 6 EG-Vertrag 
auch in die Agrarpolitik, insbesondere zur Förderung 
einer nachhaltigen Entwicklung einbezogen werden. 
Konkret müssen sie sichtbarer Bestandteil jedweder 
agrarpolitischer Maßnahmen sein. Agrarpolitik muss 
somit zwingend umweltverträglich ausgestaltet sein (aus-
führlich: CALLIESS 1998). Die Umweltpolitik der Ge-
meinschaft hat gemäß Art. 174 Abs. 2 EG-Vertrag unter 
anderem die Erhaltung und den Schutz der Umwelt sowie 
die Verbesserung ihrer Qualität zum Ziel. Sie zielt unter 
Berücksichtigung der unterschiedlichen Gegebenheiten in 
den einzelnen Regionen der Gemeinschaft auf ein hohes 
Schutzniveau ab und ist dem Vorsorge- und Verursacher-
prinzip verpflichtet. 

3.2 Zahlungen an die Landwirtschaft soll-
ten Leistungen für die Allgemeinheit 
honorieren  

20. Die Zahlungen an die Landwirtschaft seit der 
GAP-Reform 2003 waren vor allem ein Ausgleich für 
wegfallende Preisstützungen und hatten insofern vor-
nehmlich Einkommenssicherungsziele. Zudem sollten sie 
laut EG-Vertrag die Märkte stabilisieren, die Versorgung 
sicherstellen und für angemessene Lebensmittelpreise 
Sorge tragen (Art. 33 Abs. 1 EG-Vertrag). Wie oben 
gezeigt, haben sie die negativen Auswirkungen der Ver-
änderungen in der Landwirtschaft auf den Umwelt- und 
Naturschutz eher unterstützt als gebremst. Aus Sicht des 
SRU können Zahlungen der Allgemeinheit an die Land-
wirtschaft in Zukunft nur gerechtfertigt werden, wenn sie 
durch eine Honorierung von öffentlichen Gütern den 
negativen Trends im Natur- und Umweltschutz ent-
gegenwirken. Selbst wenn es Gründe für eine spezielle 
Einkommenssicherungspolitik in der Landwirtschaft 
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geben sollte, so sollte diese nach dem Subsidiaritäts-
prinzip in der nationalen Steuer- und Sozialpolitik ange-
siedelt werden und den EU-Haushalt nicht belasten 
(Wissenschaftlicher Beirat Agrarpolitik beim Bundes-
ministerium für Ernährung Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz 2005). 

Definition öffentlicher Güter 

21. Der SRU unterstützt die inzwischen von vielen 
Seiten vorgebrachte Forderung „öffentliche Gelder für 
öffentliche Güter“ (Tz. 2). Öffentliche Güter zeichnen 
sich in ihrer reinen Form dadurch aus, dass niemand von 
ihrer Nutzung ausgeschlossen werden kann und dass es 
keine Rivalität in der Nutzung gibt (z. B.CORNES und 
SANDLER 1999; PERMAN et al. 2003; OECD 2001, 
S. 23). Beide Eigenschaften findet man zum Beispiel bei 
einem Deich. 

Wenn Nicht-Rivalität in der Nutzung besteht, ist dies 
gleichbedeutend damit, dass durch einen weiteren Nutzer 
eines öffentlichen Gutes den bisherigen Nutzern keine 
zusätzlichen Kosten oder Nachteile entstehen. Dann sollte 
niemand über den Preismechanismus von der Nutzung 
dieser öffentlichen Güter ausgeschlossen werden. 

Für die Möglichkeit, Güter über den Markt absetzen zu 
können, ist jedoch vor allem die Nicht-Ausschließbarkeit 
von Bedeutung. Wenn diejenigen, die nicht bereit sind, 
für ein Gut oder eine Leistung zu zahlen, von der Nut-
zung nicht ausgeschlossen werden können, kann das Gut 
(die Leistung) nicht verkauft werden. Deshalb ist es dem 
Bereitsteller dieser Leistung nicht möglich, die Kosten 
der Leistungserbringung über den Markt zu decken, die 
positiven Effekte, die von dem Gut ausgehen, bleiben für 
den Bereitsteller extern. Somit werden solche positiven 
externen Effekte nur dann produziert, wenn dies ohne 
Zusatzkosten möglich ist. Durch bestimmte traditionelle 
Formen der Landwirtschaft wurde zum Beispiel quasi 
unabsichtlich eine artenreiche Kulturlandschaft geschaf-
fen; Hecken, die der Abwendung von Winderosion die-
nen sollten, schufen auch Lebensraum für viele Tiere. 
Land, das nicht wirtschaftlich bearbeitet werden konnte, 
wurde sich selbst überlassen. 

In dem Moment aber, in dem die privatwirtschaftlich 
rentabelsten Produktionsweisen diese nicht-ausschließ-
baren Güter nicht mehr zufällig produzieren, werden sie 
bei einer rein auf den Markt ausgerichteten Produktion 
langfristig gar nicht mehr erstellt. In diesem Fall kann 
und sollte der Staat stellvertretend für seine Bürger als 
Nachfrager nach diesen nicht-ausschließbaren Gütern 
auftreten und die Erbringung positiver externer Effekte 
honorieren. 

Welche öffentlichen Güter kann die Landwirtschaft 
bereitstellen? 

22. Es gibt seit einiger Zeit eine Diskussion darüber, 
welche dieser nicht-ausschließbaren, also nicht über den 

Markt entgoltenen Güter, die Landwirtschaft für die All-
gemeinheit anbietet und ob zumindest einige dieser Güter 
per se durch die landwirtschaftliche Bewirtschaftung von 
Fläche entstehen. 

Diese Diskussion begann mit den WTO-Verhandlungen 
über die Bedeutung der Multifunktionalität der Landwirt-
schaft. 1998 einigten sich die Agrarminister der OECD 
(Organisation for Economic Co-operation and Develop-
ment), dass die Landwirtschaft die Landschaft gestalten 
kann, Nutzen für die Umwelt wie zum Beispiel Boden-
schutz, die nachhaltige Bewirtschaftung erneuerbarer 
natürlicher Ressourcen und den Schutz der biologischen 
Vielfalt leistet sowie zur sozioökonomischen Lebens-
fähigkeit vieler ländlicher Regionen beiträgt (OECD 
2001, S. 5). 

Die hier zitierten Effekte können größtenteils als positive 
externe Effekte bestimmter landwirtschaftlicher Bewirt-
schaftungsformen gelten. Für solche Effekte sollten die 
auftretenden Kosten dem Verursacher entgolten werden, 
da sie ohne eine solche Zahlung nicht bereitgestellt wer-
den (GIEßHÜBEL-KREUSCH 1989; BERG et al. 1993; 
HANLEY et al. 1998). Streng genommen kann man von 
einem (absolut) positiven externen Effekt der Landwirt-
schaft, der eindeutig zu honorieren wäre, nur sprechen, 
wenn dieser Effekt ohne die landwirtschaftliche Nutzung 
entfallen würde bzw. dann zusätzlich erzeugt werden 
müsste (OECD 2001, S. 16 ff.). 

Häufig wird man sich jedoch dafür entscheiden, auch 
relativ positive Effekte zu honorieren, wenn zum Beispiel 
ein Betrieb die Nitratbelastung deutlich unter das recht-
lich erlaubte Maß senkt. Im Rahmen der Vorgaben des 
Ordnungsrechts ist dem Eigentümer die kostenlose Nut-
zung seines Eigentums gestattet. Will der Staat über das 
Ordnungsrecht hinausgehende Vermeidungen erreichen, 
muss er den Verursacher für die Einhaltung höherer 
Standards entlohnen bzw. unter Umständen entschädigen. 

23. Im Zusammenhang mit der Debatte um eine 
Änderung der Zahlungen der GAP wird diskutiert, ob es 
positive externe Effekte gibt, die von der Landwirtschaft 
per se erbracht werden und damit eine bedingungslose 
Förderung landwirtschaftlicher Betriebe erlauben würden. 
In diesem Zusammenhang werden neben positiven 
Effekten auf die Landschaft insbesondere die Versor-
gungssicherheit und die Vitalität des ländlichen Raumes 
genannt (Tz. 2 und die dort angeführten Stellungnahmen). 
Inwieweit es sich hierbei wirklich um positive externe 
Effekte der Landwirtschaft handelt, soll im Folgenden 
diskutiert werden. 

Die wichtigsten öffentlichen Güter im Bereich Umwelt 
und Natur, die von der Landwirtschaft bereitgestellt wer-
den, können als Güter und Dienstleistungen der biolo-
gischen Vielfalt, hier insbesondere der Ökosysteme 
(„Umweltdienstleistungen“) verstanden werden (SCBD 
2007; vgl. LUPG 2009). Die dort genannten regulativen 
und kulturellen Dienstleistungen der Biodiversität können 
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durch entsprechende landwirtschaftliche Bewirtschaf-
tungsformen befördert werden. Zu den regulativen Öko-
systemleistungen zählen zum Beispiel Pflanzenbestäu-
bung, Klimaregulierung, Regulierung von Schädlingen, 
Regulierung von Krankheiten, Schutz vor Naturgefahren 
oder Verhinderung der Bodenerosion. Zu den kulturellen 
Dienstleistungen werden unter anderem spirituelle und 
religiöse Werte, Bildung und Inspiration, Erholung und 
ästhetische Werte gezählt. Zu den unterstützenden Öko-
systemdienstleistungen werden zum Beispiel die Erhal-
tung der Bodenfruchtbarkeit und der Produktionskapazi-
tät des Bodens gezählt. Diese haben ihren Wert auch 
darin, dass sie es erleichtern, auf Lebensmittelkrisen zu 
reagieren, sodass die Chance erhöht wird, eine Grund-
versorgung der Bevölkerung sicherzustellen. Damit dient 
die vom SRU vorgeschlagene Umstrukturierung der GAP 
unter Umständen der Versorgungssicherheit mehr als eine 
ungebremste Produktion, die durchaus zulasten der lang-
fristigen Bodenfruchtbarkeit gehen kann. 

Diese Ökosystemleistungen haben einen nicht unerhebli-
chen, bisher jedoch oftmals nicht benannten Gegenwert 
(BMU 2008; SUKHDEV 2008). Ihre Erhaltung im Rah-
men der Vorsorge dürfte deutlich kostengünstiger sein als 
die Behebung von Schäden im Nachhinein 
(BAUMGÄRTNER und BECKER 2008). Leistungen in 
diesem Bereich sollten deshalb honoriert werden. Wie 
Kapitel 3.1 gezeigt hat, wirkt allerdings die zurzeit vor-
herrschende landwirtschaftliche Praxis der Erhaltung der 
Biodiversität eher entgegen, sodass sich aus diesen posi-
tiven externen Effekten bestimmter landwirtschaftlicher 
Bewirtschaftungsformen keine Legitimation einer finan-
ziellen Förderung jeglicher landwirtschaftlicher Produk-
tion ergibt. 

Relative positive externe Effekte können in allen Berei-
chen des Umwelt- und Naturschutzes auftreten, in denen 
Ordnungsrecht gilt und zum Beispiel aus Gründen des 
Grundwasserschutzes weiter gehende Emissionsreduzie-
rungen erwünscht sind. Eine Honorierung dieser Leistun-
gen ist dann notwendig, sie kann aber per definitionem 
nicht als ein Grund für eine bedingungslose Förderung 
der Landwirtschaft gelten. 

24. Es ist anzunehmen, dass die Bevölkerung risiko-
avers ist, wenn es darum geht, dass ihre Versorgung mit 
Grundnahrungsmitteln gefährdet sein könnte. Im Bereich 
der Versorgungssicherheit kann daher ein staatlicher 
Eingriff gerechtfertigt sein, um die Gesellschaft gegen 
mögliche Lebensmittelknappheiten abzusichern. Dies 
geschieht allerdings nicht in erster Linie durch die Pro-
duktion von landwirtschaftlichen Gütern per se, sondern 
durch die Einführung von Sicherungsmaßnahmen wie 
zum Beispiel die Vorratshaltung von Grundnahrungs-
mitteln und Verteilungsmaßnahmen für diese. Ziel-
gerichtete Maßnahmen für die verletzlichsten Bevölke-
rungsgruppen sind hier ein sehr viel effektiveres Instru-
ment als die undifferenzierte Förderung der landwirt-
schaftlichen Produktion. Die Förderung landwirtschaft-
licher Tätigkeit per se kann durchaus damit einhergehen, 

dass ein großer Teil der Produktion für die Mobilität des 
reicheren Teiles der Erdbevölkerung ausgegeben wird, 
während ärmere Teile der Bevölkerung hungern. Wie 
oben bereits dargelegt, dient gerade die Erhaltung der 
Bodenfruchtbarkeit und der langfristigen Produktions-
kapazität der Versorgungssicherheit mehr als manche rein 
auf kurzfristige Gewinnmaximierung orientierte landwirt-
schaftliche Praxis. 

Die Erhaltung der Vitalität ländlicher Räume wird eben-
falls unter die nicht-ausschließbaren Güter gefasst. Dies 
geht von der Annahme aus, dass die Vitalität ländlicher 
Räume im Gegensatz zur Vitalität städtischer Räume in 
Gefahr ist. Der Grund hierfür liegt vor allem darin, dass 
Standortentscheidungen von Firmen und Privatpersonen 
externe Effekte mit sich bringen, die durch die spezifi-
schen Eigenschaften von Infrastruktur verursacht werden. 
Bei Infrastruktureinrichtungen wie Straßen, Schulen, 
Abwasserentsorgung etc. handelt es sich um sogenannte 
Klubgüter. Wenn diese nicht voll ausgenutzt werden, 
dann steigen mit jedem weiteren Nichtnutzer die Kosten 
für die verbleibenden Nutzer. Somit wird es immer teu-
rer, die notwendige Infrastruktur aufrechtzuerhalten. 
Wenn sie reduziert wird (weniger Schulen, Kranken-
häuser etc.), wird ihre Nutzung noch weniger attraktiv 
und der Abwanderungstrend verstärkt sich. Dieser nega-
tive externe Effekt von Abwanderungen wird von keinem 
Haushalt und keiner Firma in ihrer Entscheidungsfindung 
berücksichtigt. 

Gleichzeitig kommt es in vielen Ballungszentren zur 
Überfüllung der bestehenden Infrastruktur, ein Effekt, der 
ebenfalls bei den Standortentscheidungen nicht berück-
sichtigt wird. Damit liegt hier ein klares Marktversagen 
vor, das ein staatliches Eingreifen zur Sicherung der 
Attraktivität und der wirtschaftlichen Betätigungs-
möglichkeiten in den ländlichen Räumen rechtfertigt. In 
manchen Regionen wird der einzige Ansatzpunkt hierzu 
in der Landwirtschaft liegen. Das gilt aber keinesfalls 
überall und muss je nach den regionalen Gegebenheiten 
entschieden werden. Maßnahmen zur Erhaltung der Vita-
lität ländlicher Räume sollten für Landwirte zugänglich 
sein, aber auch den nicht-landwirtschaftlichen Bereich im 
Auge haben. 

Die Aufrechterhaltung des kulturellen Erbes ist ein weite-
res nicht-marktfähiges Gut, das im Zusammenhang mit 
der Landwirtschaft diskutiert wird. Hierbei handelt es 
sich um ein öffentliches Gut, das die Charakteristika der 
Nicht-Ausschließbarkeit und der Nicht-Rivalität in 
hohem Maße aufweist. Für viele Landschaftselemente 
wie Knicks oder Steinwälle gilt ebenfalls, dass sie auf der 
landwirtschaftlich genutzten Fläche bereitgestellt werden 
müssen. Auch traditionelle Höfe haben ihren Wert nicht 
nur in Freiluftmuseen. Sofern ein gesellschaftlicher Be-
darf an diesen Gütern herrscht, verdienen demnach be-
stimmte traditionelle Praktiken in der Landwirtschaft eine 
Unterstützung. 
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Fazit 

25. Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass 
von landwirtschaftlichen Aktivitäten positive externe 
Effekte ausgehen können, die bei einer rein am Markt 
orientierten Produktion langfristig nicht oder nur unzu-
reichend bereitgestellt werden. Hierbei handelt es sich 
vor allem um Umwelt- und Naturschutzleistungen, Teil-
aspekte der Vitalität ländlicher Räume in bestimmten 
Regionen sowie um einige kulturelle Leistungen. Für die 
Aufrechterhaltung der Produktion als ein Mittel zur 
Sicherung der Versorgung auch in Notsituationen sollte 
die Landwirtschaft nicht mit öffentlichen Mitteln hono-
riert werden, da diese über andere Instrumente besser zu 
gewährleisten ist. Zudem bleibt festzuhalten, dass nicht 
jeder landwirtschaftliche Betrieb positive Effekte verur-
sacht. Für die Aufrechterhaltung der Vitalität ländlicher 
Räume sind auch heute schon in vielen Gebieten andere 
Wirtschaftssektoren wichtiger als die Landwirtschaft, 
sodass auch dieses Argument nicht für eine flächen-
deckende Förderung herhalten kann. Umwelt- und Natur-
schutzleistungen sowie die Bereitstellung einer ab-
wechslungsreichen Kulturlandschaft sind für ökonomisch 
voll durchrationalisierte Betriebe in aller Regel mit 
Opportunitätskosten verbunden und unterbleiben deshalb 
ohne zusätzliche Anreize. Diese Anreize vor allem im 
Umwelt- und Naturschutz flächendeckend zu setzen, 
sollte aber eine der zentralen Aufgaben einer zukünftigen 
GAP sein. 

Von einigen Seiten wird eine Grundförderung jeglicher 
landwirtschaftlicher Produktion damit begründet, dass die 
europäischen Landwirte eine Reihe von Auflagen erfüllen 
müssen, die von vielen ihrer Konkurrenten nicht gefor-
dert wird. Aus Sicht des SRU wäre eine Kompensation 
der heimischen Landwirtschaft jedoch nur dann zu recht-
fertigen, wenn die europäische Produktion mit relativ 
weniger negativen externen Effekten bei globalen Um-
weltgütern verbunden wäre als die Produktion an anderen 
Standorten. Die Regulierung lokaler Umwelt- und Natur-
schutzeffekte ist auf die besonderen Gegebenheiten in 
Europa zurückzuführen und gehört zu den Standort-
voraussetzungen, die über die Wettbewerbsfähigkeit 
unterschiedlicher Standorte entscheiden. Sie stellt dem-
nach keinen Rechtfertigungsgrund für Eingriffe in den 
Markt dar. 

Einige aktuelle Studien (HIRSCHFELD 2006; GROTE 
et al. 2002) zeigen zudem zumindest für Deutschland, 
dass die zusätzlichen Kosten durch Umweltregulierungen 
marginal sind, obwohl der Großteil der zusätzlichen 
Kosten nicht durch Maßnahmen gegen globale Umwelt-
probleme verursacht wird. Demnach ergibt sich auch aus 
diesem Argument keine Rechtfertigung für eine finan-
zielle Unterstützung landwirtschaftlicher Tätigkeit per se. 

Insgesamt muss nach Ansicht des SRU eine neue GAP 
prioritär auf die Erhaltung und den Schutz der Biodiver-
sität ausgerichtet sein, da dieses öffentliche Gut einerseits 
immer knapper wird (Kap. 3.1) und die Landwirtschaft 

andererseits seine Bereitstellung stärker beeinflusst als 
jeder andere Sektor. 

3.3 Für die Honorierung der positiven 
externen Effekte der Landwirtschaft 
bietet sich eine Kombination von drei 
Instrumenten an 

26. Eine nachhaltige Landwirtschaft baut auf den 
bestehenden gemeinschaftlichen und einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften auf, die auf ihre Flächen und Aktivi-
täten anwendbar sind. Diese sind als Pflichtaufgaben 
einzuhalten, unabhängig davon, ob die Landbewirtschaf-
ter öffentliche Beihilfen beziehen oder nicht (SRU 2008, 
Kap. 11.3). Darüber hinaus sind für einen wirksamen 
Umwelt- und Naturschutz Maßnahmen auf der Fläche, 
punktuelle Agrarumweltmaßnahmen und die Verhinde-
rung der Aufgabe von ökologisch wertvollen Bewirt-
schaftungsformen notwendig (Kap. 2), wie im Folgenden 
ausgeführt wird. 

Die Finanzierung der ökologischen Leistungen ist über 
eine Umwidmung der Mittel des EU-Agrarhaushaltes 
sicherzustellen, wobei ein Großteil der Mittel weiterhin 
direkt Landwirten zugewiesen wird, aber mit neuer Ver-
teilungswirkung: Vom neuen System profitiert am meis-
ten, wer im stärksten Maße öffentliche Leistungen 
anbietet. 

Als Leitlinien für den Einsatz öffentlicher Mittel zur 
Verringerung negativer externer Effekte über das Ord-
nungsrecht hinaus und zur Förderung positiver externer 
Effekte sieht der SRU die folgenden vordinglichen Erfor-
dernisse: 

– Die Erfüllung von Mindestanforderungen des Um-
welt- und Naturschutzes auch in den intensiv genutz-
ten Hochertragsstandorten, 

– die Erhaltung einer extensiven landwirtschaftlichen 
Produktion mit ihren positiven Effekten auf die 
Artenvielfalt und auf die abiotischen Ressourcen, 

– die Erhaltung bestimmter landwirtschaftlicher Prakti-
ken auf eben wegen dieser Praktiken naturschutz-
fachlich bedeutsamen Flächen, die von der Nutzungs-
aufgabe bedroht sind. 

3.3.1 Für den Umweltschutz in der Fläche: 
die ökologische Grundprämie 

27. Der Landwirtschaft als größtem Landnutzer 
kommt neben der Forstwirtschaft eine Schlüsselfunktion 
für die Erhaltung der biologischen Vielfalt zu. Die zu-
nehmende Intensivierung der Landwirtschaft (Kap. 3.1) 
hat dazu geführt, dass auf der Fläche ein ergänzender 
Standard von Umwelt- und Naturschutz erforderlich wird, 
der über den gemeinschaftlichen und einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften liegt und in Form einer ökologischen 
Grundprämie honoriert werden soll. Nur wer bereit ist, 
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diese über dem Ordnungsrecht liegenden Mindestanfor-
derungen zu erhalten, sollte in der Zukunft die ökologi-
sche Grundprämie erhalten. Organisatorische Grundlage 
dafür ist das InVeKoS (Integriertes Verwaltungs- und 
Kontrollsystem), ein durch die Europäische Kommission 
eingeführtes System von Verordnungen zur Durchsetzung 
einer einheitlichen Agrarpolitik in den EU-Mitglied-
staaten. 

Es hat sich gezeigt, dass gerade „ökologische Oasen“ in 
den stark genutzten Regionen wichtig für die Erhaltung 
von Biodiversität sind (MERCKX et al. 2009; 
RODRÍGUEZ und WIEGAND 2009), weshalb ein pro-
zentualer Flächenanteil von „ökologischen Vorrang-
flächen“ (OPPERMANN 2009, S. 10) Voraussetzung für 
die Zahlung der ökologischen Grundprämie ist. Damit 
sind Flächen gemeint, auf denen ökologisch negative 
Bewirtschaftungspraktiken unterbleiben, eine damit ver-
einbare landwirtschaftliche Nutzung aber durchaus mög-
lich ist. Die bisherigen Cross-Compliance-Regelungen 
zur Sicherung eines guten landwirtschaftlichen und öko-
logischen Zustands (GLÖZ) der Agrarflächen allein ha-
ben nicht ausgereicht, um die Biodiversität dieser Flächen 
zu erhalten. So wurde festgestellt, dass die Mindest-
pflegeverpflichtungen zwar genügen, um die Offen-
haltung der Landschaft und das Landschaftsbild zu si-
chern, dass jedoch die biologische Vielfalt der unter-
suchten Flora und Fauna abnimmt (OPPERMANN 2009, 
S. 5). 

Ein Anteil von beispielsweise 10 % ökologischer Vor-
rangfläche würde zukünftig als ökologischer Ausgleich 
für die Abschaffung der obligatorischen Flächenstill-
legung auf EU-Ebene gelten und die Situation für 
charakteristische Arten der Ackerlandschaften verbessern 
können (SCHÜMANN et al. 2009; GÜTHLER und 
ORLICH 2009; OPPERMANN et al. 2008; SUDFELDT 
et al. 2008; SMITH et al. 2008). Treten innerhalb von 
Ackerschlägen neben hoch produktiven Bereichen regel-
mäßig auch Areale schlechterer Bodenqualität sowie 
technologisch ungünstigere Feldbereiche auf, könnten 
diese in ein System von „Trittsteinen“ einfließen 
(BERGER et al. 2004). 

Wichtig für die ökologischen Vorrangflächen ist, dass 
diese hinsichtlich ihrer möglichen Ausgestaltung regio-
nalspezifisch festgelegt werden. Dazu können – je nach 
Region – beispielsweise Hecken, Buntbrachen, arten-
reiche Wiesen und Weiden sowie produktionsintegriert 
gering produktive Sandflächen, Lehmkuppen oder Nass-
stellen und Sölle gehören. Auch Flächen der Agrar-
umweltmaßnahmen könnten in diesen Katalog aufge-
nommen werden. Durch eine flächendeckende In-
anspruchnahme der ökologischen Grundprämie und damit 
der Bereitstellung von „Trittsteinen“ wird die Durch-
lässigkeit der Landschaften für einen Populations-
austausch oder Wanderungen von Arten erhöht. Dies ist 
insbesondere angesichts der zu befürchtenden Auswir-
kungen des Klimawandels von Bedeutung. 

Effekte auf die Biodiversität wurden im Rahmen von 
Modellrechnungen stellvertretend am Beispiel der Feld-
lerche (Alauda arvensis) untersucht. Der ausschließliche 
Anbau von typischen Energiepflanzen kann zum Ver-
schwinden der Feldlerche aus der Landschaft führen. 
Dieser Trend kann durch das Anlegen von geeigneten, 
insbesondere linienförmigen Saumstrukturen abgemildert 
werden bzw. kann dadurch die Populationsgröße auf 
einem lebensfähigen Niveau gehalten werden 
(SCHÜMANN et al. 2009; FUCHS und STEIN-
BACHINGER 2008). Es konnte außerdem gezeigt wer-
den, dass oberhalb einer Schlaggröße von 1 bis 2 ha die 
Effizienz von Maschinen nicht mehr wesentlich gestei-
gert werden kann, die mit wachsender Schlaggröße 
abnehmende Strukturvielfalt die Biodiversität dagegen 
negativ beeinflusst (BAESSLER und KLOTZ 2006). Die 
Erhaltung von Randstreifen und das Einsäen von linearen 
Feldstreifen oberhalb einer Schlaggröße von 2 ha ver-
mindert daher den Biodiversitätsverlust, ohne den effi-
zienten Maschineneinsatz signifikant zu behindern 
(RODRÍGUEZ und WIEGAND 2009), und wäre in vie-
len Regionen eine denkbare Möglichkeit zur Erfüllung 
der Voraussetzungen für die Grundprämie. 

28. Weitere Voraussetzung für die Zahlung der 
ökologischen Grundprämie ist die Einhaltung eines guten 
landwirtschaftlichen und ökologischen Zustandes der 
Flächen. Anforderungen sollten etwa die Vermeidung 
von Erosion, die Erhaltung organischer Substanz im 
Boden und den Schutz der Bodenstruktur, die Instand-
haltung nicht mehr landwirtschaftlich genutzter Flächen, 
die Erhaltung von Landschaftselementen sowie die Ein-
haltung einer dreigliedrigen Fruchtfolge sicherstellen. 
Konkrete Standards können sich beispielsweise an beste-
henden Vorschlägen zur Weiterentwicklung der Agrar-
politik orientieren (OPPERMANN 2009). Diese Bedin-
gungen müssen im Gesamtbetrieb eingehalten werden, 
damit ein Zahlungsanspruch auf eine Grundprämie je 
Hektar besteht. 

29. Damit die ökologische Grundprämie flächen-
deckend in Anspruch genommen wird, muss sie in allen 
Regionen zumindest für einen Großteil der Landwirte 
attraktiv genug sein. Dies bedeutet, dass die Höhe der 
Prämie mindestens ausreichend sein muss, um die im 
Allgemeinen in der Region auftretenden Kosten zu 
decken. Um den Mitteleinsatz für dieses Instrument zu 
reduzieren und ungerechtfertigte Mitnahmeeffekte zu 
verringern, muss die Prämienhöhe demnach regional 
gestaffelt werden. Dies erlaubt für ein gegebenes Budget 
ein Maximum an Zielerreichung und verhindert, dass es 
in Niedrigertragsstandorten (mit niedrigen Opportunitäts-
kosten) zu deutlichen Überkompensationen kommt, wenn 
man durch die Zahlung einer vergleichsweise hohen 
Prämie auch an Hochertragsstandorten (mit hohen 
Opportunitätskosten) die Einhaltung der Mindestanforde-
rungen erreichen will. 

30. Ein erhöhter Prämiensatz sollte als Aufschlag 
zudem für die Erhaltung von permanentem ökologisch 
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bedeutsamen Dauergrünland (Referenzzeitpunkt 2003, 
Beginn des Umbruchverbots im Rahmen von Cross 
Compliance) und für den ökologischen Landbau gezahlt 
werden. Die Erhaltung dieses Dauergrünlands schützt die 
darauf angewiesenen Arten (z. B. Vogel-, Schmetterlings- 
und Pflanzenarten). Gleichzeitig wird insbesondere bei 
Grünland auf organischen Böden verhindert, dass ein Teil 
des im Boden gespeicherten Kohlenstoffs freigesetzt wird 
(FREIBAUER et al. 2009; WEGENER et al. 2006). 
Weitere Agrarumweltmaßnahmen (Abschn. 3.3.2) kön-
nen auf das erhaltene Grünland „aufgesetzt“ werden, wie 
zum Beispiel Weide- oder Extensivierungsprämien. 

Der ökologische Landbau ist ein an der Idee einer Kreis-
laufwirtschaft orientiertes Landwirtschaftssystem, das 
insbesondere durch den weitestgehenden Verzicht auf 
den Einsatz von chemisch-synthetischen Hilfsstoffen wie 
Dünge- und Pflanzenschutzmittel sowie durch eine be-
grenzte Tierzahl je Fläche (flächengebundene Tierhal-
tung) gekennzeichnet ist. Auch der ökologische Landbau 
ist nicht automatisch „naturschutzkonform“ (van ELSEN 
2005). Jedoch sind gegenüber dem konventionellen An-
bau die diffusen Schad- und Nährstoffeinträge geringer 
und die Artenanzahl fällt in der Regel auf die gesamte 
Betriebsfläche bezogen höher aus (BENGTSSON et al. 
2005; HÖTKER et al. 2004). Deshalb sollte der ökologi-
sche Landbau einen erhöhten Prämiensatz erhalten. Posi-
tive Umweltwirkungen gehen von einer Förderung des 
ökologischen Landbaus insbesondere dann aus, wenn er 
mit weiteren Maßnahmen bzw. Zielen verbunden wird 
(Agrarumweltmaßnahmen; Abschn. 3.3.2). In Europa 
werden circa 5 % der landwirtschaftlichen Fläche ökolo-
gisch bewirtschaftet und das besonders stark in Ländern 
mit teilweise kleinräumiger Landschaft wie Österreich 
und der Schweiz (Europäische Kommission 2009a). 

31. Mit den für die ökologische Grundprämie 
verbundenen Mindestanforderungen wird im Vergleich 
zum heutigen Cross Compliance von der bisherigen Pra-
xis einer Vielzahl kleinteiliger und schwer zu kontrollie-
render Verbote abgegangen und stattdessen eine geringe 
Zahl von bindenden Geboten für den Erhalt öffentlicher 
Mittel gefordert. Dies soll dazu beitragen, dass die 
Attraktivität der Prämie erhöht und auch damit die flä-
chendeckende Inanspruchnahme durch die Landwirte 
gefördert wird. 

3.3.2 Für punktuellen Umweltschutz: 
Agrarumweltmaßnahmen 

32. Um die Leistungen zu honorieren, die für die 
Umsetzung der Vorgaben aus dem europäischen und 
nationalen Naturschutzrecht sowie den internationalen 
Verpflichtungen (z. B. Übereinkommen über die biologi-
sche Vielfalt, Klimarahmenkonvention) erforderlich sind, 
müssen die für Agrarumweltmaßnahmen zur Verfügung 
stehenden Mittel deutlich erhöht werden. Studien ermit-
teln einen Gesamtfinanzierungsbedarf von etwa 20 % des 
Agrarbudgets zur Erreichung der Ziele (GÜTHLER und 

ORLICH 2009; GÜTHLER und OPPERMANN 2005, 
S. 126-131; von RUSCHKOWSKI und von HAAREN 
2008). Dies würde für Deutschland eine Verdoppelung 
der Mittel bedeuten (von RUSCHKOWSKI und von 
HAAREN 2008). Der geschätzte Mittelbedarf beruht auf 
einer Aufstellung der erforderlichen Flächen von Offen-
landstandorten in Deutschland und der dazugehörigen 
notwendigen Finanzierung für das europäische Ziel, den 
Verlust der biologischen Vielfalt bis zum Jahr 2010 zu 
stoppen (Göteborg-Gipfel 2001). Beispielsweise könnten 
unternutzte Weideflächen aus Gründen des Arten- und 
Biotopschutzes gegen die einsetzende Sukzession durch 
Extensivbeweidung gepflegt werden (VÖGTLIN et al. 
2009; LUBW 2007; von OHEIMB et al. 2004). Notwen-
dig ist insbesondere eine eindeutige Zuordnung und Auf-
stockung der Mittel für die Umsetzung von Natura 2000 
und die Ziele der WRRL, um Ausgleichszahlungen und 
Vertragsnaturschutz auf diesen Flächen zu fördern 
(BOCCACCIO et al. 2009). Der Europäische Wirt-
schafts- und Sozialausschuss (EWSA) spricht sich für 
eine eigene Budgetlinie aus (EWSA 2009). Die Europäi-
sche Kommission selbst nennt als eines der Haupt-
probleme der Umsetzung von Natura 2000, dass nur 
begrenzte Mittel für ein effektives Gebietsmanagement 
und unterstützende Maßnahmen zur Verfügung stehen 
(Europäische Kommission 2006, S. 8). 

Weiterhin sollte auch der zur Vernetzung der verschiede-
nen Lebensraumtypen des Natura 2000-Systems notwen-
dige Biotopverbund durch Agrarumweltmaßnahmen 
mitfinanziert werden, der neben der Sicherung von ge-
eigneten Kerngebieten durch Wanderungs- bzw. Aus-
breitungskorridore Arealverschiebungen der Arten er-
möglicht (Art. 3, 10 FFH-RL, Art. 3 Vogelschutz-RL, 
WRRL) (HOLE et al. 2009; VOS et al. 2008). 

Insbesondere durch Maßnahmen zur Stabilisierung von 
klimasensitiven Ökosystemfunktionen und zur Einrich-
tung eines multifunktionalen Biotopverbunds sollten 
Anpassungsreaktionen in Natur und Landschaft an den 
Klimawandel unterstützt und unerwünschte Veränderun-
gen soweit möglich aufgehalten werden (SRU 2008, 
Tz. 367; VOHLAND et al. 2009). So ist etwa ein natur-
naher Wasserhaushalt für die Minderung klimaschäd-
licher Gase und für den Hochwasserschutz notwendig. 
Dazu zählt die Reaktivierung von Nass- und Feucht-
gebieten und die gezielte Einrichtung von Überflutungs-
auen entlang von Flüssen (FREIBAUER et al. 2009; 
DISTER und HENRICHFREISE 2009). Die Umwand-
lung von Acker in Grünland in entsprechenden Lagen in 
Natura 2000-Gebieten, Naturschutzgebieten und episo-
disch überschwemmten Auenlagen sowie in Moorpuffer-
zonen – eine in Nordrhein-Westfalen angebotene Maß-
nahme – wirkt stabilisierend auf das Klima und die Öko-
systeme (THOMAS et al. 2009). 
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3.3.3 Für die Erhaltung von Kulturlandschaften: 
Landschaftspflegemittel 

33. Neben der Förderung der weiterhin auf die Pro-
duktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse ausgerichteten 
Bewirtschaftung von Flächen soll es eine gezielte Förde-
rung der Pflege von besonders wertvollen Kulturland-
schaften geben, die ohne diese Unterstützung wegfallen 
würden. Kulturlandschaften tragen in besonderem Maße 
zur Lebensqualität der Menschen und zur regionalen 
Identifikation und Wertschätzung sowie zur Erhaltung 
der biologischen Vielfalt bei (CLAßEN et al. 2005). 
Wenn die Direktzahlungen in der jetzigen GAP wegfallen 
und auch die Liberalisierung des EU-Agrarmarktes fort-
schreitet, dann könnte die landwirtschaftliche Produktion 
in einigen Regionen der EU gefährdet sein. Ein mithilfe 
des Agrarsektormodells CAPRI (Common Agricultural 
Policy Regionalised Impact) erstelltes Liberalisierungs-
szenario, bei dem sowohl eine Abschaffung der Direkt-
zahlungen und aller anderen internen Stützungsmaßnah-
men als auch aller Importzölle modelliert wird, errechnet, 
dass noch 86 % der verfügbaren landwirtschaftlichen 
Fläche genutzt wird. Teile der landwirtschaftlichen 
Fläche insbesondere im Süd-Westen Europas würden 
brachfallen. Aber aus den Berechnungen von CAPRI geht 
hervor, dass es auch im Referenzszenario, das einen 
wahrscheinlichen Ausgang der WTO-Verhandlungen 
modelliert, zu Brachen kommt (NOWICKI et al. 2006; 
Kap. 3.4). Dies betrifft zu einem großen Teil Regionen, 
die vom naturschutzfachlichen Standpunkt besonders 
bedeutsam sind. 

Durch das vorgeschlagene Instrument der Landschafts-
pflegemittel soll die Erhaltung von ökologisch wichtigen 
Kulturlandschaften erreicht werden, wenn diese vom 
Brachfallen bedroht sind. Für die Erbringung dieses 
öffentlichen Gutes kommen am ehesten Landwirte 
infrage, die die traditionellen Praktiken weiterführen, 
allerdings sollten die Maßnahmen auch offen für andere 
sein, die sich auf die Landschaftspflege spezialisieren 
wollen. Eine interessante Umsetzung dieser Idee findet 
sich zum Beispiel in den Niederlanden und Großbritan-
nien, wo prioritäre, vom Brachfallen betroffene Flächen 
vom Staat aufgekauft werden und ihre umwelt- und 
naturverträgliche Bewirtschaftung ausgeschrieben wird, 
um die Kosten so gering wie möglich zu halten, oder wo 
die Bewirtschaftung auf gemeinnützige Stiftungen über-
tragen wird (OPDAM et al. 2002; HENLE et al. 2008). 

Ökosysteme von besonderer Eigenart und Biodiversität, 
für die der Einsatz der Landschaftspflegemittel infrage 
kommt, ergeben sich am häufigsten aus der extensiven 
Viehhaltung (von OHEIMB et al. 2004; GERKEN et al. 
2008; VÖGTLIN et al. 2009) und aus traditionellen 
Agroforstsystemen (LUICK und VONHOFF 2009). 
Diese Nutzungstypen umfassen zahlreiche der in An-
hang I der FFH-RL angeführten Lebensräume, die sich 
von Mähwiesen bis hin zu Waldweiden und Heiden 
erstrecken, für deren Erhaltung eine fortwährende ex-
tensive Beweidung oder eine späte Mahd erforderlich ist. 

Landschaftspflegemittel müssen investive Maßnahmen 
genauso wie die Vereinbarung von Pflegeverträgen er-
möglichen. 

3.4 Die Vorschläge korrespondieren mit 
Vorgaben der WTO  

34. Das Welthandelsrecht gewinnt für die Agrar-
politik zunehmend an Bedeutung. Seit der Uruguay-
Runde ist der Landwirtschaftssektor durch das Agrar-
abkommen (Agreement on Agriculture) in den WTO-
Rahmen einbezogen. Die vorliegende Stellungnahme 
nimmt vor allem interne Stützungen in den Blick. Das 
WTO-Landwirtschaftsabkommen schreibt vor, dass 
interne Stützungen (Teil IV des Abkommens) vor allem 
dann begrenzt oder reduziert werden müssen, wenn sie 
beeinflussen, was und wie viel produziert wird. Deshalb 
wurden die internen Stützungen gemäß ihrer Wirkung in 
sogenannte Boxen kategorisiert. Für verschiedene Maß-
nahmen der Agrarförderung gelten unterschiedliche 
Regeln. Insbesondere staatlich garantierte Preise und von 
der Produktionsmenge abhängige direkte Zahlungen 
mussten reduziert werden (Art. 6 des Agrarabkommens, 
sog. Amber Box). Solche internen Stützungen sind ge-
genwärtig also noch nicht verboten, es gelten aber ver-
bindliche Obergrenzen für ihre Anwendung. 

Bislang nicht unter die Reduktionsverpflichtungen fallen 
Direktzahlungen im Rahmen von produktionsbeschrän-
kenden Programmen (Art. 6 Abs. 5 des Agrarabkom-
mens), wenn weitere Bedingungen erfüllt sind. Diese 
Regelung wird als Blue Box bezeichnet. Sie ist seit Be-
ginn der laufenden Verhandlungsrunde (sogenannte 
Doha-Runde) zunehmend unter Druck geraten 
(SWINBANK 2008, S. 447). Nur wenige Länder – in 
erster Linie die EU – machen von dieser Art der Sub-
vention Gebrauch (REICHERT 2005, S. 15, 19). 

Die letzte Kategorie schließlich, die Green Box, umfasst 
die Maßnahmen, die von den Reduktionsverpflichtungen 
ausgenommen werden (Annex 2 des Agrarabkommens), 
da davon ausgegangen wird, dass sie keine oder höchs-
tens eine minimale Wirkung auf Handel und Produktion 
haben. Sie müssen durch öffentliche Mittel finanziert 
werden und dürfen nicht wie eine Preisstützung für die 
Erzeuger wirken. Zudem macht Annex 2 detaillierte 
Vorgaben für verschiedene Arten von Programmen. 
Dabei existieren Vorgaben sowohl für Programme, aus 
denen die Landwirte Direktzahlungen erhalten als auch 
für solche Programme, die keine Direktzahlungen ent-
halten.  

Erhalten die Landwirte direkte finanzielle Unterstützung, 
gibt es im Rahmen der Green Box besonders strenge 
Vorgaben, die verhindern sollen, dass die Zahlungen 
handelsverzerrende Wirkung haben: 

– Direktzahlungen in einem bestimmten Jahr dürfen 
nicht mit der Art und Menge der Erzeugung nach 
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einem festgelegten Referenzzeitraum in Zusammen-
hang stehen und  

– Direktzahlungen dürfen keinen Bezug zu internen 
oder internationalen Preisen haben, die für Produkte 
erzielt werden. 

– Voraussetzung dafür, dass die Landwirte die Zahlun-
gen erhalten, darf nicht sein, dass sie überhaupt etwas 
produzieren. 

Für Zahlungen im Rahmen von Umweltprogrammen ist 
das wichtigste Kriterium, dass die Höhe der finanziellen 
Unterstützung auf die zusätzlichen Kosten bzw. den Ein-
nahmeausfall beschränkt werden muss, der durch die 
Teilnahme an dem Programm entsteht (Annex 2 Nr. 12 
des Agrarabkommens). An diesem Punkt wird von ein-
zelnen die Auffassung vertreten, dass auch bereits beste-
hende Agrarumweltprogramme der EU nicht vollständig 
den Anforderungen des Agrarabkommens entsprechen 
(REICHERT 2005, S. 15). Besondere Anforderungen 
gibt es auch für Programme zur Einkommenssicherung, 
für Flächenstilllegungen und für Regionalbeihilfen 
(Annex 2 Nr. 7, 10 und 13 des Agrarabkommens). 

Die Neuausrichtung der GAP nach 2013 muss auch vor 
dem Hintergrund der zu erwartenden weiteren Entwick-
lungen der Verhandlungen über das WTO-Agrarabkom-
men diskutiert werden. Bislang ist unklar, ob die Doha-
Runde zu einem Abschluss gebracht werden kann. Wenn 
ein neues Abkommen geschlossen wird, werden Länder 
mit hohem Niveau an handelsverzerrenden internen Stüt-
zungen wie die EU diese stärker reduzieren müssen, als 
Länder, die nur geringe Zahlungen leisten. Auch die 
Green-Box-Kriterien sollen überprüft werden. Die Green-
Box-Tauglichkeit von Direktzahlungen steht dabei im 
Visier (SWINBANK 2005, S. 10). Falls die Doha-Runde 
scheitert, ist jedoch nicht sicher, dass der Einfluss der 
WTO zukünftig geringer sein wird, weil erwartet wird, 
dass Handelspartner der EU dann den WTO-Streit-
schlichtungsmechanismus verwenden werden, um Verän-
derungen der GAP zu erreichen (SWINBANK 2008, 
S. 449; SCHNEPF und WOMACH 2007, S. 13). 

35. Zusammenfassend lassen sich aus dem Welt-
handelsrecht unter anderem die folgenden Anforderungen 
an eine Neugestaltung der GAP ableiten: 

– Handelsverzerrende Maßnahmen müssen stark redu-
ziert werden, vor allem in den Ländern, die insgesamt 
ein hohes Niveau an solchen Zahlungen haben, 

– Schwankungen der Weltmarktpreise dürfen nicht 
staatlich abgepuffert werden, 

– dies gilt vor allem für Subventionen, die einen 
produktionssteigernden Effekt haben, 

– aber auch Zahlungen, die produktionsverringernd 
wirken, werden zukünftig gedeckelt, 

– Subventionen zur Förderung anderer Zwecke, wie 
Umwelt- und Naturschutz müssen auf die bei den 

Landwirten entstehenden Zusatzkosten beschränkt 
werden und dürfen keine Vorgaben hinsichtlich der 
Produktion enthalten. 

Das vom SRU vorgeschlagene zukünftige Fördersystem 
für Umweltleistungen der Landwirtschaft korrespondiert 
so gesehen mit den Vorgaben des WTO-Agrarabkom-
mens und versucht die zu erwartenden weiteren Ver-
handlungsergebnisse der Doha-Runde zu antizipieren: 
Die vorgeschlagene ökologische Grundprämie ebenso 
wie die Agrarumweltmaßnahmen honorieren die Leistung 
der Landwirte, ganz bestimmte Umweltanforderungen zu 
erfüllen. Die Zahlungen sollen keine oder nur eine mini-
mal handelsverzerrende Wirkung haben (Annex 2 Nr. 1) 
und würden aus öffentlichen Mitteln finanziert (Annex 2 
Nr. 1 lit a). Zudem sollen sie keinen preisstützenden 
Effekt für die Erzeuger haben (Annex 2 Nr. 1 lit b). Auch 
die spezifischen Anforderungen, die an Umwelt-
programme gestellt werden (Annex 2 Nr. 12), wurden in 
Rechnung gestellt. 

Nicht im Rahmen des Landwirtschaftsabkommens wür-
den sich die vom SRU vorgeschlagenen Landschafts-
pflegemittel bewegen. Der SRU betrachtet die geförder-
ten Bewirtschaftungsformen nicht als landwirtschaftliche 
Produktion, sondern als gezielte Förderung des Kultur-
erbes der Mitgliedstaaten. Seiner Auffassung nach müs-
sen sie deshalb nicht an den Anforderungen der Green 
Box gemessen werden und können auch Vorgaben hin-
sichtlich der Nutzung der betroffenen Flächen enthalten. 

3.5 Die finanziellen Maßnahmen müssen 
mit einer stärkeren Durchsetzung des 
Ordnungsrechts flankiert werden  

36. Nach der derzeitigen Regelung erhalten Land-
wirte Direktzahlungen aus der 1. Säule nur dann in voller 
Höhe, wenn sie auch anderweitige Verpflichtungen ein-
halten (sogenannte Cross Compliance; VO 
Nr. 1782/2003), die unter anderem die Einhaltung des 
Ordnungsrechts im Bereich des Umwelt- und Tier-
schutzes sowie der Lebensmittelsicherheit garantieren 
sollen. Diese Regelung stellt ein Kontroll- und Sank-
tionsinstrument dar, das die bisher unbefriedigende Ein-
haltung von EU-Fachrecht in der Landwirtschaft verbes-
sern soll. Wenn – wie in dieser Stellungnahme gefordert 
– zukünftig keine leistungsunabhängigen Direktzahlun-
gen mehr geleistet werden, entfällt auch die daran ge-
knüpfte Cross Compliance. In der Diskussion um die 
Zukunft der Direktzahlungen wird der Beitrag der Cross 
Compliance zum Vollzug des Ordnungsrechts in der 
Landwirtschaft gelegentlich als Argument für die Bei-
behaltung des Status Quo angeführt. Der SRU schließt 
sich dieser Argumentation aus zwei Gründen nicht an: 

Erstens ist es fraglich, ob Cross Compliance die Ein-
haltung des Ordnungsrechts tatsächlich in erheblichem 
Umfang verbessert (NITSCH und OSTERBURG 2007, 
S. 41). Zweifel an der ökologischen Effektivität von 
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Cross Compliance ergeben sich nicht nur aus den gerin-
gen Kontrollraten (nur 1 % der Landwirte pro Standard 
wird in einem gegebenen Jahr kontrolliert), sondern auch 
aus den zum Teil eher an Überprüfbarkeit als an ökologi-
scher Wirksamkeit orientierten Prüfkriterien. 

Selbst wenn es jedoch einen positiven Einfluss der Cross-
Compliance-Regelungen auf die Einhaltung ordnungs-
rechtlicher Vorgaben geben sollte, kann dies aber keines-
falls ein Weiterbestehen der Einkommenshilfen legiti-
mieren oder begründen. Eine stärkere Durchsetzung des 
Ordnungsrechts muss auf anderem Wege erreicht werden. 
Dazu sind verschiedene Maßnahmen nötig. Vor allem 
sollte der Vollzug des Umwelt-, Tierschutz- und Gesund-
heitsrechts durch europäische und nationale Maßnahmen 
so gestaltet werden, dass die wegfallenden Kontrollen 
ersetzt und günstigstenfalls ausgebaut werden. Wün-
schenswert wäre es, die Kontrollen mit einem Beratungs-
system zu koppeln und zu koordinieren. Dabei sollte die 
von NITSCH und OSTERBURG (2007) formulierte 
Kritik an der Durchführung von Cross Compliance be-
achtet werden. Das heißt, das Vollzugssystem sollte so 
ausgestaltet werden, dass es gerecht ist, nämlich ange-
messene, gezielte Kontrollen und proportionale Sanktio-
nen enthält, und auf den einzelnen Betrieb zugeschnitten 
wird. 

Die EU kann in diesem Punkt nur begrenzt Vorgaben 
machen, weil der Vollzug der relevanten Vorschriften 
nach der europäischen Kompetenzverteilung grund-
sätzlich in den Händen der Mitgliedstaaten liegt. Möglich 
wären aber auf das aus Art. 10 EG-Vertrag fließende 
Effizienzgebot gestützte „weiche“ Instrumente, die darauf 
abzielen, den Vollzug zu stärken. Die beiden typischer-
weise in der Landwirtschaft zur Durchsetzung von Um-
weltbelangen verwendeten Instrumente – Subventionen 
und auf unterschiedliche Gesetze verteiltes Ordnungs-
recht – könnten stärker als bisher durch einen breiteren 
Instrumentenmix ergänzt werden (GUNNINGHAM und 
GRABOSKY 2004, S. 282). Dabei reicht die Palette der 
bislang nicht ausreichend genutzten Instrumente von der 
Information und Beratung, über Selbstverpflichtungen, 
ökonomische Instrumente (ein Beispiel dafür wäre die 
vom SRU vorgeschlagene Pflanzenschutzmittelabgabe) 
und die Abschaffung von falschen Anreizen 
(GUNNINGHAM und GRABOSKY 2004). 

Die Mitgliedstaaten könnten beispielsweise verpflichtet 
werden, über die wirksame Umsetzung der entsprechen-
den Richtlinien auch praktisch in regelmäßigen Abstän-
den zu berichten. Solche Berichtspflichten führen dazu, 
dass die Mitgliedstaaten gezwungen sind, den eigenen 
Vollzug so auszugestalten, dass ein Bericht überhaupt 
möglich ist. Darüber hinaus könnten – vergleichbar dem 
Ansatz im Umweltrecht (IMPEL-Netzwerk (Implemen-
tation and Enforcement of Environmental Law)) – auch 
im Agrarbereich Arbeitsgruppen zwischen den mitglied-
staatlichen Vollzugsbehörden gebildet werden, um den 
Vollzug zu vereinheitlichen und zu verbessern. Schließ-
lich könnten Landwirte wirksamer erreicht werden, wenn 

versucht würde, die Umsetzung des relevanten Rechts 
durch Beratung zu unterstützen. Dieser Ansatz, der in 
einigen Bundesländern schon erfolgreich praktiziert wird, 
stellt überdies sicher, dass die Umweltanliegen mit und 
nicht gegen die Landwirte durchgesetzt werden. Hierfür 
könnten auch auf europäischer Ebene Mittel bereitgestellt 
werden. 

3.6 Diese Strategie schafft neue Einkom-
mensmöglichkeiten auch für kleinere 
landwirtschaftliche Betriebe 

37. Alle Experten sind sich darüber einig, dass in 
Zukunft die Preisvolatilität auf den wichtigsten landwirt-
schaftlichen Märkten stark zunehmen wird (vgl. u. a. 
SCHUMACHER 2008). Gleichzeitig zeigen Berechnun-
gen von HOFER (2009), dass bei einer rein auf den 
Markt ausgerichteten Produktion viele europäische Pro-
duzenten tendenziell höhere Produktionskosten und damit 
Wettbewerbsnachteile gegenüber Betrieben in anderen 
wichtigen Agrarproduktionsländern aufweisen. 

Diese Entwicklung ist vor dem Hintergrund zu betrach-
ten, dass bereits in den letzten Jahren immer mehr Be-
triebe unter dem Druck des Strukturwandels ihre Produk-
tion aufgeben mussten. Gerade Betriebe in benachtei-
ligten Regionen, vielfach Milchbauern, können oft auf-
grund ihrer Standortnachteile (z. B. Bewirtschaftung von 
Hanglagen) nicht mit Betrieben in Gunstlagen konkur-
rieren und sind damit in ihrer Existenz besonders bedroht. 
Dabei dürfte der Strukturwandel auch aufgrund des vor-
gesehenen Ausstiegs aus der Milchquote in Zukunft be-
sonders die Milchviehbetriebe treffen. Im Vergleich zur 
Schweine- und Geflügelhaltung wurde der Struktur-
wandel im Bereich der Milchproduktion durch die Milch-
quote verlangsamt (BMELV 2009b). Dies lässt aber 
erwarten, dass ohne zusätzliche Eingriffe spätestens mit 
Auslaufen der Milchquotenregelung, welche voraussicht-
lich 2015 vollzogen wird, der Strukturwandel in der 
Milchviehhaltung dramatischer ablaufen dürfte als in den 
übrigen Veredelungszweigen. 

Eine Diversifikation des Einkommens durch die Produk-
tion verschiedener Marktgüter – welche eine Strategie zur 
Verringerung von Risiken darstellt – ist gerade Milch-
viehbetrieben in Niedrigertragsstandorten oft nicht mög-
lich. Die Tatsache, dass gerade diese Betriebe häufig 
besonders viele „öffentliche Güter“ produzieren, hilft 
ihnen am Markt nicht. 

38. Die Vorschläge des SRU bieten hier aufgrund 
der erhöhten ökologischen Grundprämie für ökologisch 
wertvolles Grünland eine gute Möglichkeit für Milch-
viehbetriebe zusätzliches Einkommen zu erwirtschaften. 
Eine Honorierung öffentlicher Güter bietet gerade für 
Betriebe in benachteiligten Regionen eine zusätzliche 
Einkommensalternative und Diversifikationsmöglichkeit, 
bei welcher der Landwirt nicht mit Produzenten mit ganz 
unterschiedlichen Wettbewerbsvor- und -nachteilen wett-
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eifern muss. In Regionen, die bei einer fortschreitenden 
Liberalisierung der Agrarpolitik vom Brachfallen bedroht 
sind, bietet ein System, das Landschaftspflege entgilt, 
eine gute und womöglich in Zukunft einzige Einkom-
mensalternative für Landwirte. 

Zusätzlich kann dieses Einkommen für alle beteiligten 
Landwirte als Risikoabpufferung dienen: die „öffent-
lichen Güter“ verlieren ja keineswegs ihren Wert in 
Niedrigpreiszeiten, sodass das Einkommen aus der „Pro-
duktion“ öffentlicher Güter so lange sicher ist, wie sie in 
entsprechender Qualität angeboten werden. 

Zu diesen aus betriebswirtschaftlicher Sicht sich bieten-
den Vorteilen des vom SRU entwickelten Honorierungs-

systems kommt noch ein weiterer wichtiger Aspekt: Das 
hier vorgestellte Modell schafft eine konkrete Nachfrage 
nach dem Gut „Umwelt- und Naturschutz“. Umwelt- und 
Naturschutz wird damit zu einer Art Marktgut: die exter-
nen, positiven Effekte der Landwirtschaft werden inter-
nalisiert. Mit seiner Nachfrage nach diesem Produkt 
„Natur- und Umweltschutz“ teilt der Staat dem Landwirt 
mit, dass er die von ihm in dem Falle bewusst bewahrten 
Güter schätzt und honoriert. So wird der Landwirt nicht 
als „Subventionsempfänger“ von der Gesellschaft wahr-
genommen, sondern als Produzent angesprochen, was 
traditionell seinem Selbstverständnis entspricht (vgl. 
GUJER 2006, S. 36). 
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Abkürzungsverzeichnis 

BfN Bundesamt für Naturschutz 

BNE Bruttonationaleinkommen 

CAPRI Common Agricultural Policy Regionalised Impact(-Modell) – ein Instrument für die ex 
ante Folgenabschätzung von landwirtschaftlichen und internationalen Handelspolitiken 
mit dem Fokus auf die EU 

EG-Vertrag Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 

ELER-VO Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 über die 
Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) 

EU Europäische Union 

EWSA Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss 

FAO Food and Agriculture Organization 

FFH-RL Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie – Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 
zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen

GAP Gemeinsame Agrarpolitik 

GLÖZ guter landwirtschaftlicher und ökologischer Zustand 

GVO gentechnisch veränderte Organismen 

HELCOM Helsinki Commission – Kommission des Übereinkommens zum Schutz der 
Meeresumwelt des Ostseegebiets von 1992 

IMPEL-Netzwerk Implementation and Enforcement of Environmental Law – Umsetzung und 
Durchsetzung von Umweltrecht; Europäisches Netzwerk, in dem alle EU-Mitglied-
staaten sowie Norwegen und Beitrittskandidatenländer der EU vertreten sind 

InVeKoS Integriertes Verwaltungs- und Kontrollsystem 

LIFE L’Instrument Financier pour l’Environnement – EU-Programm für Fördermaßnahmen 
im Umweltbereich 

N Stickstoff 

OECD Organisation for Economic Co-operation and Development – Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

OSPAR Übereinkommen zum Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks 

SRU Sachverständigenrat für Umweltfragen 

Vogelschutz-RL Vogelschutzrichtlinie – Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die 
Erhaltung der wildlebenden Vogelarten 

WRRL Wasserrahmenrichtlinie – Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen 
der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik 

WTO World Trade Organisation – Welthandelsorganisation 
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